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Hl KUSBKASMJuilBI - ERZIEHER -JUGENDPREGER OND S8Z1A1ARBHTBI 
IN PMHS m AIIMBÜB UNKOSTENRHTRAG 1,DM 


$ 


Sozialistische Aktion zum Jogendhilfetag 
»10.-13. Mai in Nfirnberg« 


Die Arbeitsgemeinschaf t Jugendpf lege - Jugend- 
fürsorge (AGJJ) veranstaltet vom 10. bis 13*Mai 
1970 in Nürnberg den 4. Deutschen Jugendhilf etag. 
Das Thema heißt: "Kindheit und Jugend in der Ge- 
sellschaft . " Nach den Erfahrungen der vergangenen 
Jugendhilfetage ist damit zu rechnen, daß rund 
Sozialarbeiter der verschiedensten Praxis- 
felder an dieser Veranstaltung teilnehmen. An 
dej* inhaltlichen Vorbereitung des Jugendhilfe- 
tages freilich ist die Masse der Teilnehmer nicht 
beteiligt. Der Veranstalter des Jugendhilfetages 
versucht offenbar, mit der Themenstellung für 
Nürnberg den kritischen Ansätzen in der Praxis 
der Sozialarbeit verbal entgegenzukommen. Die 
allgemeinen Zlele der Veranstaltung hat die AGJJ 
wie folgt zusammengef aßt : 


- Aufzeigen gesellschaftlicher Strukturen, die 
♦das Leben der Kinder und Jugendlichen in unse 
rer Gesellschaft bestimmen; 

- Vermittlung eines kritischen Bewußtsein der 3o- 
zialarbeiter für gesellschaft liche VerhältnissB, 
in denen sich Jugendhilfe abspielt und für die 
gesellschaftliche Funktion der Jugendhilfe; 

- Herausarbeitung von Ansätzen für eine neue Be- 
stimmung der Holle der Jugendhilfe und für eine 
Demokratisierung der Jugendhilfepraxis; 

- Anregungen für eine fortschrittliche Entwick- 
lung der Jugendgesetzgebung. 

Das konkrete Programm für den Jugendhilf etag 
läßt Jedoch jetzt bereits erkennen, daß die An- 
sprüche, die hier durchscheinen, in Nürnberg 
_nicht eingelöst werden. Die Referate und _Arbeits- 
gruppen, die für fünf "Konf liktfelder" (Kinder 
und Jugendliche in: Familie, Erziehung und Bil- 
dung, Schule und Betrieb, Freizeit, Politik) 

vorgesehen sind, bieten iso- 

liertes Wissen an, verführen zu einer isolierten 
Betrachtung von Jugendhilfe in einzelnen Praxis- 
feldern und verhindern damit die vorgeblich ge- 
wünschte, dringend notwendige prinzipielle und 


gesellschaftskritische Analyse der Inhalte und 
Funktion heutiger Jugendhilfe. 

Vor dem ijintergrund der autoritären Anpassungsrae- 
chanismen und der Deklassierungsprozesse , denen 
in unserer nur an Leistung und Profit orientier- 
ten Klassengesellschaft vor allem der Arbeiterkin- 
der und der Arbeiter.jugend in Kindertagesstätten, 
in Schulen und Betrieben, in Heimen und Familien 
unterliegen, und angesichts der zunehmenden B e - 
wußtwerdung der Schüler und Lehrlinge über die Un- 
erträglichkeit ihrer Lage , muß verhindert werden, 
daß erneut ein Jugendhilfetag, wie die Jugendhil- 
fe bisher, das G e schäft der V ersc hl e i e rung mit be- 
treibt, gerade dadurch, daß er sich ein wissen- 
schaf tlich-progressives Mäntelchen umhängt. 


Hierzu haben Genossen aus verschiedenen Städten 
im März eine SOZIALISTISCHE AKT I ONSGRUPPE JUGEND- 
HILFETAG gegründet . 

Die Aktionsgruppe wird den Jugendhilfetag als Fo- 
rum benutzen, und, wo nötig, umstrukturieren mit 
dem Ziel, 


1 . 


2 . 


3 . 


den Ausbeutungs- und Klassencharakter der west- 
deutschen G eS ellschaft im Hinblick auf die La- 
ge insbesondere der Kinder und Jugendlichen 
aus der Arbeiterklasse zu verdeutlichen; 

den auf dem Jugendhilfetag Versammelten die ge- 
sellschaftlichen Bedingungen und die .jtiijSharige 
systemstabilisierende Funktion der Jugendhilfe 
èü démohstrieren; 





die -^erufssituation der Sozialarbeiter und So_ 
zialpädagogen zu analysieren, ihnen E Wege für 
eine systemüberschreitende politische Praxis 
Tn^und außerhafETdef ’^nstitutionen der ^ugend- 
hilfe aufzuzeigen und sie zu veranlassen, diese 
mi u größerer Entschlossenheit zu beschreiten 
und sich zu diesem Zweck zu organisieren. 


Zur inhaltlichen und organisatorischen Vorberei 
tung der sozialistischen Aktion Jugendhilfetag, 
trafen sich am 4. 4 . 70 in Göttingen Genossen aus 
Hamburg, Bochum, Düsseldorf, Detmold, Göttingen, 
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oteinkimmen, Berlin t u.Frankfurt , die als Delegier- 
te von Arbeits-, Aktions- und Pro jektgruppen ent- 
sandt waren. 

In der Diskussion wurde die Vorbereitung von vier 
Arbeitspapieren festgelegt, aus denen eine gemein- 
same Diskussionsstrategie zu entwickeln' ist. Fol- 
gende Schwerpunkte sollen in den Papieren gesetzt 
werden, 

1. V/as bedeutet Deklassierung im Kapitalismus ; 

Faktoren produzieren sie ? Abhängigkeit 
des Sozialisationssektors vom kapitalistischen 
Wirtschaftssystem; 

2^ Dissozialität am Beispiel Heimerziehung; 

Klassenspezif ische Sozialisation in Schule und 
Betrieb ; 

Organisationsansätze im Hahmen der Projekt- 
und Stadtteilarbeit zur revolutionären Erzie- 
hungsperspektive . 

Aus diesen Schwerpunkten, die gleichzeitig den 
Zusammenhang aller Themen der verschiedenen Konf 
f 1 iktbereiche deutlich machen sollen, ergibt sich 
die Notwendigkeit einer Konzentrierung der vor- 
handenen Kräfte auf die Konf liktf elder : 

Vorschulerziehung 
H e ime r z i e h’ang 
Schule und Betrieb 

Ein Erfolg der Sozialistischen Aktion Jugendhil- 
fetag wird nur möglich sein, wenn an jedem Ort 
Vorbereitungskomitees gegründet v/erden. V/eiter 
ist notwendig, daß die sich vorbereitenden Grup- 
jjen untereinander kommunizieren. 

V/ir werden bemüht sein, die oben erv/ähnten Ar- 
beitspapiere bis zum P4. April an die uns bekann- 
ten Delegierten zu schicken,damit die inhaltliche 


Vorbereitung konkreter und übereinstimmender vor- 
angetrieben werden kann. 

Darnit jrLem das offizielle Programm zur /erfügung 
steht , schreibt an die Geschäftsstelle der Arbexts- 
gemeinschaft für ^ ugendpf lege und. ug b 

55 Bonn i , Haager Weg 44 und verlangt Unterlagen 
zur Anmeldungo 

Für die in den Institutionen arbeitenden Kindei 
gärtnerinnen, Sozialarbeiter , Hexme da ß 

Jugendpf leger ist die Informatxon ™ 
sie rechtzeitig auf der Grundlage v 
verordnungen (Berlin - Dienstblatt 1 tbildung be . 
Jahrgang 1956) Dienstbefrexung zur *£hchtet Son- 
antragen. Jeder Arbeitgeber xst ,^®f£ dhil f e tag zu 
derurlaub für die Teilnahme am ..jJ u f * h Umstände” 
gewähren, wenn nicht "außergewohnlx b " 

fz.B. fehlende Vertretung) dagegen P ^ nde r- 
sonders wichtig ist diese Information f xr f in^er 
gartnerirmen und Heimerzieher , aie . hun£ r e n und 

zahl bisher von Fortbmldungsveranstaltungen uni 

Tagungen ausgeschlossen waren. 

Bereitet Euch auf den Sugendhi U'etag vor 

io. bis 15. Mai 1970 nach Nurnberg ^elft 


etablierten Jugendhilf etag ® 
— ^in+r^nnaren Entscnx 


Ma- 
ossen- 


mit, aus dem 

nifestation unserer revolutionären ^^ufr^dlne 
heit werden zu lassen - und Lehrlings- 

Koliegen - veranlaßt, daß Scnuiei p-| P +-tform 
gruppen den Jugendhilf etag zu einer - M 

ihrer Interessen und ihrer A ktio f Taohe? 
in Schulen, Betrieben, Heimen und Familxen macneo 

SOZIALISTISOHE AKT I ONS GRUPPE JUGENDHILFETAG 


formationen über: 

zialpädagogische Korrespondenz - 1 Berlin 

ntstraße 71 - Telefon (o3'l / 0 3 1 ^ 52 

zialistisches Büro - 6o5 Offenbach 4 -^Post fach 


Offcncr Bricf an dic AGJJ 


An die 

Arbeitsgemeinschaft 

für Jugendpflege und Jugendfiii’sorge 

53 B o n n 1 
Haager V/eg 44 

V/ir fordern die AGJJ auf,die Teilnehmergebühr ^für 
den Deutschen Jugendhilfetag in Nürnberg in Höhe 
von 25.“ bzw. 5 .- DM zu streichen und die Teil- 
nehmer darüber zu informieren. 

Mit den Zielen einer progressiven Bildungspolitik 
ist es nicht zu vereinbaren,daß Teilnehmer von 
bildungspolitischen Tagungen gezwungen sind.ihre 


Fortbildung selbst zu bezahlen.In diesem £all 
v/ird die Fortbildung ohnehin nicht nur mit aem 
Beitrag , sondern mit den gesamten Fahrt- und unter- 
bringungskosten bezahlt. 

Wenn die von der Bundesregierung inder Regierungs- 
erklärung propagierte bildungspolitische Konzep 
tion nicht nur eine Phrase ist und die Bevölkeru ng 
nicht länger abhängig und unmündig gehalten werd^Ä 
soll ,muß ab sofort .jedem eine kostenlose Fortbil^® 
dung ermöglicht werden. 

Wir fordern die AGJJ auf ,unverzüglich eine Stel- 
lungnahme zu veröf f entlichen. 


SÜZIALISTISCHE AKTI0N3GRUPPE JUGENDHILFETAG 


Sozialpädagogische Korrespondenz - 1 Berlin 
Kantstraße 71 
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Sozialistisches Büro - 6o5 Offenbach 
Hohe Straße 28 


Postfach 591 


AUSBILDUNG 


Der AKS Berlin hat Anfang März an die ASTAs und 
Schulleitungen sämtlicher Ausbildungsstätten 
für Sozialarbeiter geschrieben und um Berichte 
über die Ausbildungssituation, insbesondere im 
Hinblick auf die kommende Fachhochschulgesetz- 
gebung, gebeten. Zu deri ersten, die reagierten, 
gehören Studenten der HFS Heidelberg nnd der HFS 
Detmold. 

Wir haben diese beiden Berichte zunächst ausge- 
wählt, iom die Spannbreite der Stellungnahmen 


darzustellen. Während die Heidelberger nur be- 
stimmte Erscheinungen ihrer Ausbildung beschrie- 
ben, beschäf tigten sich die Detmolder mit dem^ 
gesellschaf tlichen Hintergrund der Sozialarbeit . 
Und dies ist wohl auch die wesentliche Frage. 
Denn: wichtig ist nicht, ob an einer Ausbildungs- 
stätfce 3 oder 10 hauptamtliche Dozenten tatig 
sind, sondern von welcher politischen Position 
die Dozenten ausgehen. 

Die Schlußf olgerungen der Heidelberger Studen- 
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ten sind u.a.: Verringerung der Pf lichtstunden- 
zahl, Abänderung der Benotung .... Es soll nur 
der formale Mechanismus des Schulhetriebes ver- 
ändert werden. Eine inhaltliche Veränderung der 
Ausbildung mit dem Ziel der Emanzipation von So- 
zialarbeitern und Klienten würde sich hieraus 
nicht zv^ingend ergeben. Ol'ine daß sicher die Det- 
molder den Anspruch erheben v;ürden vollstandig 
zu sein, glauben wir, daß die Beantwortung ihrer 
Fragen a - d durch Studenten und Dozenten eine 
inhaltliche Veränderiung des Lehrstoffes mit sich 
bringen würde . 

V/ir meinen, es müßten sich Gruppen an den Aus- 
bildungss tätten bilden , die sich gesellschafts- 
kritisch mit ihrer Ausbildung beschäftigen, wo- 
bei die Eragen der Detmolder als eine vorläufi- 
ge Arbeitsanleitung aufgefaßt werden könnten. 

Bitte überlegt euch also keine neuen Stunden- 
pläne, sondern stellt dar 

- Welche Ausbildung brauchen Sozialurbeiter , 
und Sozialpädagogen,um ihren Arbeitsplatz 

konkret verändern zu können(und nicht: um in 
die sozialistische Sozialarbeit in einer soz- 
ialistischen Gesellschaft einsteigen zu kön- 
nen) ? 

- l/elchen Stellenwert hat die Veränderung 
der Ausbildung durch die Fachhochschuigesetz- 
gebiung für eine solche Strategie(und nicht: 
wie karm man sich aus der offiziellen Aus- 
bildung möglichst weit heraushalten) ? 

- V/elche Ausbildungsf ormen und -Inhalte las- 
sen sich innerhalb der Ausb i ldungs s t ät t en 
durchsetzen, welche müssen außerhalb reali- 
siert v;erden? 

- V/elche Arbeitsf ormen der herkömmlichen 
Sozialarbeit lassen sich für eine sozialis- 
tische Strategie verwenden(und nichtrwie 
verhindert man am besten,daß man in herköm- 
mlichen Arbeitsf ormen ausgebildet wird)? 

- V/elche Schritte sind zur Organisienung der 
3tudenten,Angestellten und Klienten im sozial- 
pädagogischen Bereich zu tun(und nichtiwel- 
ches wäre die schönste Organisationsf ornp ? 


Bericht aus Heidelberg 


Die HPS Heidelberg ist noch nicht einmal mit 
einer Zwergschule zu vehgleichen. Sie ist oder 
will eine große Familie sein, wo stark M matri- 
archalische” Züge vorherrschen. Die ca. 5° Stu- 
denten, die ueweils im Hause sind (ein Kurs ist 
Km Praktikum) fühlen sich bewußt oder unbewußt 
Wn eine Rolle als nicht aufmuckende oder ange- 
paßte Adoptivkinder gepreßt. Diese Erwartung 
können sie individuell nur in bestimmtem Maße 
erfüllen. So ist die mitgebrachte , mehr oder 
weniger geglückte Dressur (frühere Erziehungs- 
versuche von Familie und Schule) Gehorsam, Un- 
terordnung etc. 

Plierauf baut man besonders von Seiten der Di- 
rektion. So macht z.B. die Direktorin den Stu- 
denten psychologisch in Form von immer kleinen 
Dosierungep^deutlich und verständlich, wie sie 
sich zu verhalten haben. Sie doziert, neben 
ihrer verwaltungstechnischen Tätigkeit, Psycho- 
logie , Pädagogik und soziale Gruppenarbeit . 

»Man" erachtet es nicht für notwendig, mehr 
hauptamtliche Dozenten einzustellen. _ (Momentan 
3 hauptamtliche Dozenten einschließlich Direk- 
torin) Im Gegenteil, einmal wöchentlich schulen 
diese 3 Dozenten noch einen Heimerzieherkurs . 

Die 8 nebenamtlichen Dozenten hemmen durch ihre 
zum Teil unpädagogischen Unterrichtsmethoden 
die eigene kritische Stellungnahme . Ihnen geht 
es nur um die Erfüllung des vorgeschriebenen 
Lehrplanes . 


Die Stof fvermittlung gleicht der einer momentah 
zu sehr üblichen - repressiven - Schule. Z.B. 
zwingt man uns , den jeweilig gewünschten Be- 
griff des Dozenten zu sagen. Begeht man nun den 
M Fehler M und äußert seine Meinung, so wird man 
abrupt unterbrochen mit der Bemerkung, daß es 
f jetzt nicht zum Thema gehöre. Die Suche nach 
dem Begriff geht weiter, so lange, bis er ge- 
funden ist oder der Dozent sein so sehr gelieb- 
tes Wort selber ausspricht. 

1907 gründete die Gräfin Maria von Graimberg 
die soziale Frauenschule . Die HFS nennt. sich 
heute noch Maria von Graimberg-Schule und man 
ist bemüht, die damals begonnene Tradition 
f ortzusetzen. 

So ist Bibelkunde und Sozialethik als Basisfach 
die Grundlage der Ausbildung eines M christlichen 
Sozialarbeiters M . 

Außenéem Deutschen Gharitas-Verband scheint kein 
Schulverein entscheidenden Einfluß zu haben. 

Die Direktorin ist als M angeborenes M Mitglied 
im Schulvorstand und hat nach unserer Erfahrung 
eine große Handlungsfreiheit . 

Von Seiten der Direktion ist bekannt, daß,wenn 
in Freiburg eine Fachhochschule auf katholi- 
scher Grundlage eingerichtet wird ? wir eine Ab- 
teilung mit Schwerpunkt auf Rehabilitation und 
Resozialisierung werden könnten. Mit dieser 
Konzeption sind wir nicht einverstanden. 

Um die momentane, fast aussichtslose . Situation 
zu mildern, hat sich ein Kreis aus einigen Stu- 
denten und einem Dozenten konstituiert , der an 
einem Modell, Verbesserungsvorschläge einschließ- 
lich einer Umstruktuierung der Organisation ar- 
beitet . Als Resultat sollen unter anderem fol- 
gende Forderiangen vorgelegt werden: 

Verringerung der Pf lichtstundenzahl 
von momentan 3 ^ au ^ 20 , 

Erstellung des Sti-indenplans von Stu- 
denten, Dozenten und Direktorin, 

Abänderung der Benotung, 

Einstellung eines weiteren hauptamt- 
lichen Dozenten und eines Supervisors, 

Stof fvermittlung in Form von Vorträ- 
gen (besonders in den ersten beiden 
Semestern) , 

Lehrgespräche und Serainare (besonders 
in den weiteren Semestern) . 


Sollte diesen Forderungen nicht nachgekommen 
werden, sehen wir uns gezwungen, die Konsequen- 
zen daraus zu ziehen; entweder Streik durch 
Mehrheitsbeschluß oder Wechsel der HFS . 


— Bericht aus Detmold 


M Es will scheinen, als sei ein Kapitel 
in der Geschichte der Sozialarbeit nun 
abgeschlossen, das neue liegt im Unge- 
wissen. M 

V/ilfried Hartwieg, in NDV Nr.5 
Frankfurt, Mai 49.Jahrg. 1969 

Die Ausbildungsstätten, die als progressiv be- 
zeichnet werden wollen, sollten es auf sich neh- 
men, das M Ungewisse M zu beleuchten, denn nicht 
zuletzt war es auch ihr Verdienst, daß ein M Ka- 
pitel" abgeschlossen wurde. Wenn die HFS Detmold 
an dem Prozeß der Neubestimmung des M Ungewissen M 
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beteiligt sein will, so solite sie die Erstel- 

5 ® uer l. Studien " nnd Ausb i ldungs ordnune 
als Modell fur die HFS dafür zum Anlaß nehmen. 


Dazu f olgende Überlegijingen : 


/Venn Sozialarbeit (SA) den Anspruch erheben will 
Ä^?*.®? se i ischaftlichen Bedingungen, die die 

im 1 f^®^ Urftl § kei Jd hrei ' Klienten hervorrufen, 
lra Lnteresse der Klienten zu verändern, so muß 
sie diese geseXlachaftliohen Bedingungen zuerst 
analysieren. 


PJine Analyse 
gen darf sich 
teiliger Weis 
senschaf ten i 


dieser gesellschaftlichen Bedingiun— 
nicht damit begnügen, in arbeits- 
e Informationen versohiedener Wis- 
soliert darzustellen. 


■ Jl,J mnL vielme.hr die strukturellen Zusammenhän- 

; ' : fcionen < 

liese 11 ; " ' '" für i Le SA hand- 

X'uigarelevant werden, sind folgende Aspekte zu 


o.) Welche gesellachaftlichen Kräfte bedinpen 
das Vorhaiidensein materieller und sozialer 
Hilfsbedürf tigkeit ? 

b) WeXche gesellschaftlichen Kräfte bedinp-en 

le standige Reproduktion dieser Hilfsbe- 
dürftigkeiten ? 

c) Welche gesellschaf t lichen Kräfte hemmen 
odei.* verhindern die Wahrnetimung der auf 
Emanzipation gerichteten Interessen der 
Klienten durch den SA speziell und die 
Emanzipation des Menschen allgemein ? 

Ltted stabilisieren 1 

® e ßesellschaftlichen Kräfte ihre Position 
v Llsohaft ? (Massenkommunikations- 

mittol , Ministerialbürokratie , Justiz, Poli- 
zei , Armee , 8A ? ) 


Ein notwendiger Nachtrag 


"ÖTV-Vorstand^n Kachtra g zum Artikel: 

unter dem Druck der Mitglieder" 

vom I inkfirhjn-™» t 5 elt '., den Ein druck , daß eine 

tragene Aktivifät ° TV ° d8r gal> S e ~ 

Früchte tr'«<r e tat lan Ssam zwar aber sicher 
durch dert Druck^'* d i e Gewerksch af tsvorstände 
gedrängfselen n° n der ß asis in die Defensive 
falschf zetlf ? ßieser _ Eindruck ist 1. sicher 
sion um die V, B1 ,Jr,r aS u n i edr:Lge der Diskus- 

bewußter oder “f = wr Sbaftsfrage und beruht 3. auf 
der Kontext'de^ k lnS ui ser Falschin formation , da 

mitreferiert wird? ri 6ten Ereignisses nicht 

das in trrüßpx'Im !f ird der Eeser über ein Gespräch, 
und dem ^AKS -+? w+ . t - re i Se - zwisciLen dem ÖTV-Vorstand 
solches GeL^ B V eel ü den hat; daß die ÖTV ein 
rung, und hätteü SUC ^2’ zeigt ihr e Verunsiche- 
seine Politik 1 n^ m AK ? als Anlaß dienen können, 
riffrage neu 7 n es ° ndere ier aktuellen T a - / 
nente Weigl™ nherdenken - ü och über die perma- 
men mit dfn G^L^ na ^ s h Slcil auf Stillhalteabkom- 
ÖTV wohl v n w« e r!^ s 5 h ?f ten einzulass ? n (was die 

lst der AKS zu keiner 


OTV wnhi -■-«cx-js.aonai'cen e 

ju wohl gewunscht hatte) j 
Strategie gekommen. ; ’ 


versammlunp noch der betreffenden Mitglieder- 
dei' AktionskommT(- ZWel J Ent « Cheidungen innerh alb 
len die tees dei> ÖTV und des AKS gefal- 

tecip dar<’tpT'? deS , t den Ansatz Punkt zu einer Stra- 

i’eferiert°wurden: ^° nnten ’ dle Sber SUCh nicht 


Au:.; der Beantwortung dieser Prageri lassen sich 
exemplarisch Aussagen über die Herrschaf tsver- 
naltnisse in unserer Gesellschaft ableiten. 

hs ist dann die Prage zu stellen, welche Punk- 
l ‘ üi ; i rt 

oesitzt, bzw. welche Position sie in dem zu 

analysierenden gesellschatlichen Kräfteverhätnis 
einnimmt. Sollte sich die Behauptung bewahrhei- 
t en , daß 3 A in ihrer Punktion die bestehenden 
Herrschaf tsverhältnisse stabilisiert , sich also 

imanzd pa t 1 ve 1 1 ateressen 
ihrer Klienten richtet, dann wird sie ihrem An- 
spruch (3.0.) nicht gerecht. Eine SA abe^, die 
ihrem Anspruch gerecht werden will, muß eirien 
alternativen Standort in der Gesellschaft bezie- 
heri, Sie muß gleichzeitig eine Zielperspektive 
entwickeln, die die oft gestellten Porderungen 
nach Emanzipation und Autonomie der Klienten in 
Helation zu den ob/jektiven Möglichkeiten, d.h. 
der optimalen Ausnutzung des teclinischen Fort- 
schritts zum Wohle der gesamten Menschheit setzt. 

Die Analyse, die daraus abgeleitete Standortbe- 
stimmung und die Zielvorstellungen einer zukünf- 
tigen SA bilden eine gesellschaf tstheoretische 
Grundlage . 

Diese muß die Voraussetzung für eine inhaltliche 
und methodische Neukonzeption der in einer kri- 
tischen Ausbildung an einer zukünftigen PHS ver- 
tretenen SA sein. 

Eirie neu zu erstellende Studien- und Ausbil- 
dungsordnung, die diese Voraussetzung nicht er- 
fullt, kann nur eine formale, aber keine inhalt- 
liche ^ Anderung in der 3 A verursachen. Eine in- 
haltlich unveränderte SA muß sich weiterhin mit 
dem Vorwurf auseinandersetzen , daß sie letzten 
Endes die Interessen unterstützt, die die Iiilfs- 
bedürf t igkei t Ihrer Klienten bedingen. 


einen Antrag auf AbLht h Grup ? c gebildet, die 
TarifverhandlunLv hes Leiters der Berliner 

wollte mirdÄo 0 ^ 1 ^ 1011 ’ Warmuth elnbrl ngen 
aeine ieitend B P« ?f? nd ^ e ’ daß Warmuth durch 
ber-alo IS'! Position lm Senat eher Arbeitße- 
oer als Arbeitnehmerinteressen vertrete. 

davo'JDl''? 611 hatte der Arbeitskreis der Sozialpäc^ 
gchlfs n pn US B ?‘ men T 1 ? einig en ÖTV-Mitgliedern be- 
„ . . “ . ’ elnen Antrag auf Einbeziehung einer 

luch lest gelegten Vorbereitungszèit .für 
bri mr ö £ a<la ® 0 § en . ih hie i'änifverhandlungeri einzu- 
p, hen ’ 1lrri üamit die Beschränkung auf Lohnfra- 

einzubeziehen reChen Arbeits P latzfra S en m it ^ 

wähnt^ LPK - Ler ioht werden beide Anträge nicht er- 
woth ori Sle waren auch nicht eingebracht 

soweit sich derHergang rekonstru- 
iaßt :> war d abei wohl nicht böse Absicht im 
? sondern n menschliches Versagen” , welch.es 
fiihno-n a n f strat ogisches Versagen zurückzu- 
p i n h -i 13t> er Jenige, der den ersten Antrag 

sollte, war wegen Krankheit nicht er- 
F p“ H ? n ’ und die Mitglieder des RG-Arbeitskrei- 
den zweiten Antrag vertreten sollten, 

7n J n ersl nach langem Wenn und Aber als Gäste 
t-ranf erSai ! lmlu ? s zugelassen, sodaß sie sich nicht 
rrprih rhmA i n rii ? Biskussion einzugreif en. Genü- 
hpirin a I ” islieder waren jedoch anwesend, die 
b''ih+-I Antra S e mit formuliert hatten und nun auch 
nt )( h ? n ver i- r eten können - was aber, wie gesagt, 
nicht geschah. ’ 


Vor diesem Hinfcergrund ist der SPK-Bericht i n 
Hön??™ tlind ® n bochstilisierten Optimismus ein- 
f , 1 1 ver schleiernd; er ist geradezu eine Recht- 
dafdr » auch in Zukunft keine Gewerk- 
h-Vrt " 3strate Sio entwickeln zu müssen. Das sollte 
zummdest in Prage gestellt werden. 
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Funktion und Ideologie des Sozialstaats (II) 


Das Bundessozialhilfegesetz 


"V/ir sind der Auffassung, daß ein modernes Sozialhilf erecht , Funktionen haben muß, 

die von uns allen unterstützt werden, weil moderne Sozialhilfe eine wichtige und kon- 
trollierbare Aussage zur Gesellschaftspolitik darstellt. Da kann man sich mit Sonntags- 
reden nicht aus der Affäre ziehen, sondern da muß man Fakten auf den Tisch legen,damit 
man feststellen kann, ob da etwas gesellschaftspolitisch Interessantes ist oder nicht . . 

. . Leistungsverbesserungen schlechthin bedeuten noch kein Hinwenden zu gesellschaftspoli- 
tischen Funktionen." _ , 

(Könen am 4.12.68 im Bundestag zur 1. Lesung des 2. Anderungsgesetzes des BSnb; 

Die Forderung des AWO - Sozialhilf efunktionärs Könen nach Fakten wollen wir hier zu erfüllen versu- 
cheri. Dabei beschränken wir uns auf die Untersuchung des BSHG und der entsprechenden Verordnungen ^ 
und Ausführungsvorschriften auf ihre offenen und verborgenen Zielsetzurigeru Wir untersuchen also al- 
lein die gesetzlich normierte Ausprägung des Sozialstaates iin Bereich der Sozialhilfe auf seine heu- 
tige Funktion und Id^ologie. Wir sehen ab von einer Fpaxis, über die selbst der CDU-Mann Kühn sagen 
rnußte, daß "von den ^esetzesbestimmungen nicht in dem Sinne, wie der Gesetzgeber es hier gewollt hat, 
Gebrauch gemacht wurde" (Kühn im Bundestag am 26.6.69, 3.Lesung, 2.ÄnderungJ. 

sion bekommen zu haben, nämlich die Forderung nach 


"V/ürde des Menschen" 

• Das Bundessozialhilf egesetz (B8HG) setzt sich im 
5 1 zum obersten Ziel: "dem Empfänger der Hilfe, 
die Führung eines Lebens zu ermöglichen, das der 
V/ürde des Menschen entspricht." 

Was heißt hier "V/ürde des Menschen"? 

Historisch gesehen stamrat der Begriff der Men- 
scbenwürde aus dem kämpf erischen Vokabular der 
revolutionären Bourgeoisie zur Zeit der franzö- 
sischen Revolution. Damals richtete er sich gegen 
die beherrschende Stellung des Feudaladels, der 
die Stellung Jedes Menschen besonders aber seine 
eigenen wirtschaftlichen und politischen Vor- 
rechte allein aus der Geburt in einen ^tand her- 
leitete. Das widersprach dem Bedürfnis der neuen 
Manufakturen nach frei verfügbaren Arbeitskräf- 
ten und behinderte so die freie Entfaltung der 
neuen kapitalistischen Wirtschaftsf orm. 

So stellt die amerikanische Unabhängigkeitser- 
kläruhg - der erste Akt der bürgerlichen Revolu- 
tion -~fest, daß "alle Menschen gleich geschaffen 
sind* daß sie von ihrem Schöpfer mit gewissen un- 
veräußerlichen Fechten ausgestattet sind; daß da- 
vu Leben, Freiheit iand das Streben nach Glück ge- 
hören; . . . daß. wann immer eine Regierungsf orm 
sich als diesen Zielen abträglich erweist, das 

• olk berechtigt ist, sie zu ändern oder abzu- 
chaff en . . . " * 

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshof es hält 
auch heute noch an diesem Begriff von Menschen- 
würde fest, der sich gegen Eingriffe des Staates 
in eine private Sphäre werdet ( BGHSt 5, 332; 

BGHZ 13, 334; BGHZ 24,72). Allerdings ist diesem 
Begriff inzwischen der revolutionäre Inhalt völ- 
lig verlorengegangen , da er heute in einer G e - 
sellschaft angewandt wird, in der das ungeregelte 
* Handeln der vielen scheinbar unabhängigen Privat- 
personen ihnen allen als unkontrollierbare Kata- 
^trophe entgegenschlägt (z.B. Bevölkerungsexplo- 
sion, Luf tverschmutzung , Inflation, Ruhrkrise etc) 
Das Bundesverwaltungsgericht entschied sich am 
28 . 4.34 gegen diesen Begriff von Menschenwurde 
als es das bisherige Ziel der Fürsorge - die 
"Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
verwarf und unter Berufung auf die Menscn-nwurde 
(Art.1 GG) jedem einen einklagbaren Anspruch auf 
Soziâlhilfe zuerkannte. (Das BSHG verarbeitet dxe- 

ses Urteil in den §§ 1 und 4). 

Der Bepriff der Menschenwürde , der bisher allein 
die Prfvatsphäre gegen ^aatsakte abschirmen soll- 
te, dient nun umgekehrt zur Begron S 
Hechts auf Staatsakte. Damit scheint dieoer Be 
griff wieder eine gesellschaftsverandernde Drmen- 


gesamtgesellschaf tlichem Ausgleich de£ 
duzierten Leidens. 


privat pro- 


■^ie Anschauung, man könne die Ungleichheiten der 
Produktion durch gerechte Verteilung des Produzier- 
ten gesamtgesellschaf tlich ausgleichen, haben wir 
auf der Ebene der historischen Entwicklung des 3o- 
Zialstaates (SPK Nr.8) bereits kennengelernt . Wir 
'treffen sie hier im gewandelten Begriff von der 
Menschenwürde wieder und können daher an Hand des 
BSHG diesen Begriff und diese Anschauung zugleich 
auf ihren materiellen Inhalt untersuchen. 

Die F ormulierung des § 1 - '|_ein Leben . . . , das der 
Würde des Menschen entspricho - gibt diese "Wlirde 7 * 
âls" eihen bestimmten Bereich an , dem ein Leben 
entsprechen oder auch nicht entsprechen kann; aus 
dem man also mindestens nach unten in ein men- 
schenunwürdiges Leben geraten kann. Es muß daher 
wohl Ziel des BSHG sein, diese untere Grenze über- 
steigen zu helfen. V/o diese Grenze nach Einschät- 
zung des Gesetzes liegt, kann folglich am BSPIG 
leicht bestimmt werden: denn alle, denen das BSHG 
kein Recht auf Hilfe zuspricht, müssen f ja angeb- 
lich bereits ein Leben führen können, das dieser 
"Würde" entspricht. Das BSHG bindet die Entschei- 
dung über dieses Recht auf Hilfeleistung (Ist- 
Leistungen) an Einkommengrenzen. Diese sind also 
Materialisierungen der unteren Grenze der Men- 
scheriwürde. 

HILFE ZUM LEBENSUNTERHALT 

Im " traditionellen Bereich der Fürsorge" - bei 
der Hilfe zum Lebensunterhalt liegt die Grenze 
arn niedrigsten (Kommentar Luber S.7): Hief wird 
dem anrechenbaren Einkornmen des Hilf esuchenden 
(und seiner Unterhaltsverpf lichteten) ein Bedarf 
gegenübergestellt . "Ist es geringer als der Be- 
darf , s o wird die Differenz als Sozialhilfe ge- 
währt . " (Ziff. 28 AVEV Dbl. IV- 32/66) . 

Der Bedarf umfaßt laut § 12 BSHG "besonders Er- 
nährung , Unterkunft, Kleidung, Körperpf lege , ‘ 

Hausrat , Heizung und persönliche Bedürfnisse des 
täglichen Lebens." Wozu "in vertretbarem Umfange 
auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilname am 
kulturellen Leben" gehören. Danach könnte man mei- 
nen, der Bedarf werde tatsächlich aufgrund der 
notwendigen Bedürfnisse der Betroffenen festge- 
stellt , und es wäre lediglich kritisch anziomerken, 
daß diese Bedürfnisse recht kärglich eingeschätzt ’ 
werden (gegenwärtig in Berlin für eine Person 
143. — DM plus Kosten der Unterkionft und einige 
Einzelleistungen) und daß v/eder in den Durchfüh- 
rungsverordnungen noch in den Ausführungsvor- 
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schriften irgendwelche Bestiramungen zur näheren 
Kennzeiciinunp: der persönlichen Bedürfnisse des 
täglichen Lebens zu finden sind. B a bei wäre es 
doch gerade für die Bestimmung eines Lebens, 

M das der V/ürde des Menschen entspricht", recht 
v/ichtig, zu wissen, welcher Umfang in den Bezie- 
hungen zur Umwelt z.B. noch "vertretbar" ist! 


HEGKL3ÄTZE UNTER HI LFS ARBEITERLOHN 


Der Ëetrag, den ein Bedürftiger erhält , um ein 
Leben zu führen, das der V/ürde des Menschen ent- 
spricht" , wird bev/ußt so angesetzt, daß der Be- 
durftige mit der geringsten noch vom Kapital 
nachgefragten , und daher am besten ausbeutbaren 
rbeit immer noch deutlich mehr verdient. Las Ue- 
rede von der "Würde des Menschen" im BSHG ist 
aiso lediglich ein ideologischer Ausdruck für 
das Höchstmaß an Ausbeutung, das vom Kapital un— 
ter^ den jeweiligen Bedingungen des Kiassenkainpf s 
noch durchgesetzt werden kann. 


Tatsächlich richtet sich die Feststellung des 
Bedarfes nicht nach den Bedür fnissen , sondern 
nach ^egelsätzen. Für die Festsetzung dieser Re- 
gelsatze geiten auch nicht die durchschnittlich 
ermittelten Bedürfnisse, sondern folgende nahezu 
urivers tändliche Durchführungsverordnung (§4 DVO 
' - • • ' ; : '• - Regelsatzver ordnung) : "Bei der 

Festset zung der Regelsätze ist darauf Bedacht zu 
nehmen, daß sie zusammen mit den Durchschnittsbe- 
trägen für die Kosten der Unterkunft unter dem 
im Geltungsbereich der jeweiligen Hegelsätze er- 
zielten durchschnittlichen Netto-Arbeitsentgelt 
unterer Lohngruppen zuzüglich Kindergeld bleiben, 
soweit nicht die Verpf lichtung, den Lebensunter- ' 
hal.t durch Regelsätze im notwendigen Umfange zu 
sichern , insbesondere bei größeren Haushaltsge- 
meinschaften dem entgegensteht . M Ubersetzt ist 
das aber nichlß andereres als die sogenannte Auf- 
fanggrenze, gegen die Könen für die 3PD im Bun- 
destag sprach: " Früher war es in der Fürsorge so 
i w ür jorge 1 i stungen e Lnera bei iti fiimben’ 
Arbeitseinkommen nahekommen, eine Grenze gezogen 
wurde . Man ging davori aus , daß 9P % des ortsüb- 
lichen Lohneo als Auf fanggrenze zu betrachten 

rom i i fsarbe ; ter U ß . " 

( 5 • 5 • 61 ) 


Am 4. >.61 begründete er den Antrag der öPD, die 
Hegelsatze vori der Bindung an das Arbeitseinkom- 
n '' Lös n: "V es auf alle Fä 1 U 

daß auf dem Weg über die Fürsorge ... lohnpoli- 
tische Angelegenheiten geregelt werden. Hier 
j’.teht der Anspruch auf den notwendigen Lebensun- 
terhalt, und den wollen wir ungekürzt denen zu- 
£’;ute kommen iassen, die darauf einen Rechtsan- 
spruch haben." 


Der Antrag der SPD (er wurde weder in der Ände- 
rungsdebatte von 1965 noch in der von 1969 wie- 
" » 70X1 U '■ JDU/C ;; | mit der Be- 

r';ründung (durch Frau Niggemeyer) abgelehnt: "Aber 
wegen des Prinzips, das dem gesamten Gesetz zu- 
grunde liegt und dem Sie zugestimmt haben - Wek- 
kurig des Willens zui' Eigenleistung - ,können wir 
... nicht zustimraen" (Frau Niggemeyer im BT 4.5. 
61; D a ^i n ^ er stand die Begründung aus der 1. Le- 
sung: "Es wäre unserem Volk (siehe Anmerkung) ein 
schlechter Dienst erwiesen, wenn der ausgedehnte 
Katalog der Hilfen im Endergebnis dazu führen 
sollte, daß finanzielle Berechnungen darüber an- 
gestellt würden, ob es sich mehr lohne , Dauer- 
empfänger beim Sozialamt zu werden, als in der 
Arbeit zu bleiben." (Niggemeyer 4.5.60). 

Nun ist zuerst eininal f estzustellen , daß damit 
eben nicht "unserem Volk" sondern zuerst unseren 
Unternehmern ein schlechter Dienst erwiesen wäre 
derm alleine sie haben ein Interesse, die Steuer- 
ausgaben für Sozialleistungen , die sich nicht 

eiriraal in den Tiefen der Konjunktur auf ihre Auf- 
tragslage auswirken, gering zu halten. Eteueraus- 
gaben fur Hilfe zum Lebensunterhalt sind tote 
Kosten, verschwendete Staatsauf träge , für das Ka- 
pital. Und allein das Kapital hat ebenfalls ein 
Interesse, das Mindestlohn-Niveau niedrig zu 
halten, denn alle anderen Löhne urid damit die 

b | 

gigen Arbeit bauen auf diesen tariflich festjre- 
setzten Mindestlöhnen auf. 

V/enn also die ttegelsatze nicht an die Bedürfnis- 
se der Betroffenen, sondern an die Entwicklung" 

I v ' 1 ; i jind, hei ß b das : 


Änmerkung über das Wort"Volk" : 

Das Wort "Volk" ist ein eigentümliches V/ort, ist 
Ihnen das schon aufgefallen? Es hat eine ganz an- 
dere Bedeutung nach außen als nach innen. Nach^ 
außen, nach den anderen VÖlkern hin, gehören die 
Großindustriellen , höheren Beamten, Generale , Bi- 
schöfe usv;. natürlich zum deutschen Volk, zu kei- 
nem anderen. Aber nach innen hin, wo es sich also 
um die Herrschaft handelt, werden Sie diese Her- 
ren immer vom Volk reden hören als von ' der Mas- 
se’ oder 'den kleinen Leuten’ usw. ; sie selber 
gehören nicht dazu. Das Volk tät besser auch so 
zu reden, nämlich daß die Herren nicht dazugehö- 
ren. Dann bekäme das V/ort ' Volkshei'rschaf t ' (De- 
iriokratie!) einen ganz vernünftigen Sinn, das 
müssen Sie zugeben." (aus: Bert Brecht: Flücht— 
lingsgespräche) 


S 0 Z I A LHI LFEEMPF ÄN GER OHNE BILDUNGSCHANCE 


Das erklärt auch, warum die Bestimmungen des 
BSHG nicht Ergebnis einer Analyse der gesell- 
schaftlichen Faktoren sind, die jemanden zum 
" Hilf esuchenden" machen, um daraus eine dauernde 
Veränderung der Lage der Betroffenen gegenüber 
diesen verursachenden Faktoren zu erreichen, und 
sie _so aus ihrer Deklassierung endgültig heraus- 
zuführen. Eine Maßnalime , die das hätte leisten 
können, wäre die Ausbildungs- und Umschulungs- 
hilfe gewesen. ^enn auch seit 1969 dieser Be- 
reich durch das Beruf sförderungsgesetz aus der 
Sozialhilfe praktisch herausgenommen ist , bleibt 
folgender Dialog zur 5-Desung des B3HG am 4.5*61 
für die Zielsetzung des Gesetzes kennzeichnend: 
opitzmüller stellt für die FDP den Antrag, den 
Gatz 2 in § 51 Abs.2 "Zum Besuch einer Hochschu- 
le, sowie einer Einrichtung, deren Ausbildungs- 
abschluß dem der mittleren oder höheren Schule 

gleichgestellt ist, soll sie gewährt werden." in 
eine Kann-Bestimmung umzuformulieren mit der Be- 
gründung: "Wir wollen nicht , daß es heißt: 'Weil 

meiri Vater wenig verdient, habe ich einen &echts-| 
anspruch auf Hochschulstudium’ , und das der ande I 
re sagen muß: 'V/eil mein Vater nicht mehr unter 
das Sozialhilfegesetz fällt, muß ich sehen, wo 
ich sonst zu einem Stipendium komme ' . . . " Könen 
v/ies für die SPD den Antrag mit folgender beru- 
higenden Begründung zurück: Im folgenden Para- 
graphen "sind ... so viele einschränkende Bestim- 
mungen hinsichtlich der Begabtenf örderung nieder- 
gelegt worden, daß das 'soll' ruhig stehenblei- 
ben kann. E s w ird keinen Run der Kinder der So- 
zialhilf eerapf änger auf die Hochschulen geben." 
Spitzmüller antwortete darauf: "Wir sind absolut 
mit Ihnen darin einig, daß nicht sehr viele auf 
Grund dieser Bestimmung studieren können. Aber 
schon der Optik wegen halten wir es^für schlecht, 
wenn durch das Wörtchen 'soll' ein U ese tzesbe- 
fehl ausgesprochen wird." 

CDU/CSU und SPD lehnten den Antrag ab. Sie teil— 
teri mit der FDP nicht das Mitleid mit dem, der 
durch die Optik dieses G e setzes verführt wird 
anzunehmen, der Sohn eines noch ärmeren Vaters 
habe einen Anspruch auf Hochschulstudium. CDU/ 

CSU und SPD entschieden sich für die bessere Op- 
tik - nämlich die des falschen Scheins (um nicht 
gleich vori Sozialdemagogie zu sprechen) -. In der 
zweiten Änderung 1969 verbesserten sie - inzwi- 
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schen zur großen Koalition vereint - die üptiK 
sogar noch und strichen die Forderung nach der 
Begahung, die "erheblich" über dem Durchschnitt 
zu liegen habe , weg. Jetzt ist die Optik voll- 
kominen und - wie schon gesagt - der Passus nahe- 
zu gegenstandslos geworden. 

Aus einer Gesellschaftsanalyse bezieht das BSHG 
also of f ensicht lich nicht seine Ziele. Da stellt 
sich die Frage: woher denn sonst? 

” SELBSTHILFE " IST LOHNABHÄNGIGE ARBEIT 


Frau Niggemeyer hatte in ihrer Gegenrede zum SPD- 
Antrag auf Loslösung der xl egelsätze vom Arbeits- 
einkoramen auf das von allen Parteien akzeptierte 
zweite Ziel des BSHG verwieser.: die Hilfe zur 
Selbsthilfe - die Regelsätze rnüßten niedriger an- 
gesetzt werden als da^ Mindesteinkommen zur"Wek- 
kung des Willens zur Eigenleistung" . 

Deranach vertraut der Gesetzgeber auf das alte Vor- 
urteil: wenn es jemand dreckig geht un.d er sieht * 
vor sich deutlich einen Weg (der muß ihm gezeigt ; ' 
werden) wie es ihm besser gehen könnte, wird er j 
schon aus eigenem Interesse diesen Weg einschla- • • 
gen. Bei der Hilfe zum Lebensunterbalt ist dieser 
"bessere Weg" in der ßicht des BSHG die lohnab- 

^Äängige Arbeit (S§ 18, 19, 20, 25, 26). 

^^Da die meisten Hilfesuchenden vorher schon ein- 
mal in Arbeit gestanden haben dürften, also den 
"besseren Weg" schon kennen, fragt man sich, ob 
es wohl nur ihr böser Wille oder ihre mangelnde 
Einsicht in die Vorteile eines über den Regelsät- 
zen liegenden Einkommens v/ar, was sie von diesem 
"besseren Weg" abkommen ließ und sie in die Lage 
brachte, auf "Hilfe zur Selbsthilfe" angewiesen 
zu sein? V/ie anders könnte man sich sonst von 
diesen Regelsätzen die "Weckung des Willens zur 
Eigenleistung" versprechen? 

Die "Hilfe zur Selbsthilfe" ist also bei der Hil- 
fe zum Lebensunterhalt auf dem Prinzip der Ab- 
schreckung auf gebaut : wer in ihren Bereich gerät, 
dem soll es gerade schlecht genug gehen, daß er 
gerne bereit ist, seine Arbeitskraft wieder auf 
dem Markt anzubieten. D a s Ziel "Hilfe zur Selbst- 
hilfe" ist also ein ideologisierter Ausdruck für 
das ökonomische Ziel der Bückgliederung in den 
Arbeitsprozeß, d-.h. in unserer Gesellschaft in 
den Kapitalverv/er tungsprozeß . Beleg dafür ist, 
daß nur für nicht mehr Arbeitsf ähige ein Mehrbe- 
darf vorgesehen ist (§ 23 - Ausnahme die DM 10.- 
für Arbeitsaufwand) . 


gfcm muß es auch zweifellos Ziel des Proletariats 
^Päin, die Deklassierten v/ieder dauerhaft in den 
Arbeitsprozeß zurückzugliedern, denn nur auf die- 
ser Basis können sie wieder Teil des Proletariats 
sein. Als Hilf eeinpf änger sind sie dem Apparat der 
Herrschenden ausgeliefert und müssen auf jeden 
Bestechungsversuch eingehen. (So stellten sie ei- 
nen großen Anteil der SA vor der Machtübergabn 
an Hitler). (Aber auch die KPD war Arbeitslosen- 
partei! !) 


Das BSHG versucht jedocb, das Ziel der Rückglie- 
derutig in den Arbei bsprozeß mit eincm widerspre- 
chenden Ziei zu vereinbaren: die Kosten möglichst- 
gering zu halten. 


Das Ziel der Kostenersparnis führt dazu, daß das 
Rückgliederungsziel nur mit negativen Sank.tionen 
- mit Abschreckung uhd Strafandrohung verfolgt 
wird (besonders §§ 25 u.26): "Wer sich weigert 
zumutbare Arbeit zu leisten, hat keinen Anspruch 
auf Hilfe zum Lebensunterhalt" (§ 25 Abs.1). 


Findet sich keine Arbeit auf dem Arbeitsmarkt., so 
stellt die öffentliche Hand den Hilf sbedürftigen 
an und beutet ihn zu den bewußt unter ,den Min-. 
destlöhnen f estgesetzten Regelsätzen "für gemein- 
nützige Arbeit" aus. (In Berlin wird solche Ar- 
beit nach Tarif bezahlt (ziff.96 AVHLU Dbl.IV- 
66/64) - Berlin ist auch darauf angewiesen, ande- 


re Träger um Erlaubnis zür Mitbenutzung ihrer Ar- 
beitshäuser zu bitten (Rudolf Meyer; Sozialhilfe 
in Berlin; Stuttgart 1967, 8. 41)). Anderswo kann 
jemand, der sich beharrlich weigert, solche Arbeit 
zu leisten, in ein Arbeitshaus eingewiesen werden. 
(Eventuell anetehende Zuchthausstraf en gehen vor 
(§26)). 

FESTIGUNG DER SOZIALEN DEKLASSIERUNG 


Wie wir bereits gesehen habenfällt das effektiv- 
ste Mittel zur Rückgliederung, die Ausbildung und 
Umschulung zur allgemeinen Statusverbesserung , 
hier weg. An eine tatsächliche Statusverbesserung 
der Hilf eempfftnger ist gar nicht p;edacht (sie 
darf nur im medizinischen Sinre "Behinderten" ge- 
geben werden) . So nannte denn auch Frau Niggemey- 
er bei der 1 .Lesung des Gesetzes am 4.5*60 als 
einen der "Leitgedanken, die meine Fraktion als 
maßgebend für das Gesetz ansieht": "Es geht uns 
in erster Linie nicht um die Verteilung sozialer 
Güter, sondern darum, daß der Hilf sbedürf tige .. 
in seiner sozialen Stellung gef estigt (unsere 
Unterstreichiuhg) wird." 

Die Deklassierten werden also im Normalfall 
nicht reintegriert , sondern mit der zynischen 
Floskel "Hilfe zur Selbsthilfe" gerade an den 
Rand der erneuten Deklassierung hochgeschoben. 

Das Ziel der Kostenersparnis verhindert eine ef- 
fektive Rückgliederung und führt stattdessen zu 
einem sich selbst stabilisierenden Zyklus von 
Effekten zugunsten der herrschenden Klasse: 

1 . werden die toten Kosten (der Anteil der 
Staatsausgaben, der nicht direkt oder indi- 
rekt der Industrie v/ieder zugute kommt) für 
das Kapital niedrig gehalten, 

2. wird ein Teil einer potentiellen (bei veran- 
derter Lage am Arbeitsmarkt aktuellen) indus- 
triellen Reserve-Armee leicht ausbeutbarer , 
ungelernter Arbeitskräfte erhalten (neben 
Gastarbeitern iond Frauen) 

5. dies erleichtert die politische und wirt- 

schaftliche Disziplinierung des Proletariats 
bei dessen solidarischer Organisierung (im 
Notfall kann dies durch Rekrutierung einer 
f aschistischen Mobelgarde aus der Gruppe der 
Deklassierten geschehen) , 

4. die Existenz der Deklassierten übt also mit 
Druck auf das Lohn-Niveau der imteren Lohn- 
gruppen aus , die 

5. wieder Maßstab für die Regelsätze der Deklas- 
sierten sind und damit die toten Kosten für 
das Kapital drücken. 

HILFE IN BESONDEREN LEBENSLAGEN 


In der Begründung zum Entwurf eines B3HG ('Biondes- 
tagsdrucksache vom 20.4.60) wird die Hilfe in be- 
sonderen Lebenslagen als neuer und eigentlicher 
Bereich des neuen Typs Fürsorge bezeichnet, der 
daher in"Sozialhilf e" umgetauft wurde. Unbestreit- 
bar sind hier die Bestimmungen sehr viel großzü- 
giger i-ind die Bemühungen um tatsächliche Reinte- 
gration sehr viel deufclicher als bei der Hilfe 
zum Lebensunterhalt . Hier hat der Begriff der Men- 
schenwürde auch tatsächlich inhaltlich Bedeutung, 
nämlich die Hilfe zu einer normalen Lebensweise 
trotz schwerster Behinderungen. 

lAber auch hier trifft dies nur auf die Hilfen zu, 

5 über deren Gewährung nicht aufgrund von Regelsät- 
| zen entschieden wird. Bezeichnenderweise sind das 
! Hilfen für diejenigen Personen, deren Hilfsbedürf- 
; tigkeit schicksalhaf t erscheint und mitleiderre- 
gend of f ensichtlich ist: Blinde, Körperbehinderte , 
Stumme iand Taube, Geisteskranke , Pf legebedürftige 
und Tuberkulosekranke (§81 in Verbindung mit § 59 
Abs.1). Außer der Hilfe für Gefährdete undder^ 
Altenhilfe sind alle anderen Hilfen (z.B. die Hil- 
fe zum Aufbau oder dur Sicherung der Lebensgrund- 


fage) über die Regelsätze an die Entv/icklung des 
Mindestlohnniveaus gebunden. 

Aber selbst in den besonders bevorzugten B ereich 
der Eingliederungshilfe für ßehinderte (hier^wur- 
den 1969 wesentliche und sehr begrüßenswerte Er- 
weiterungen und Leistungsverbesserungen einge- 
führt z.B. die Hilfe für seelisch Behinderte, 
eine langfristige Planung der Maßnahmen^ auf grund 
von Meldelisten für Behinderte) , selbst in die- 
sem Bereich steht das BSHG mit seinen Leistungen 
an letzter und imterster Stelle: für das gleiche 
Leiden z.B. Blindheit erhalten Kriegsblinde ^deut- 
lich raehr. In der geänderten Fassung von 1969 " 
wird die Blindenhi'lfe nach dem BSHG an den Min- 
destbetrag der Pflegezulage für Blinde nachTlS 
Abs.1 ËVG gebunden (§ 6 7 Abs.2 BSHG) . 

Und endlich 1969 karrien die Spezialisten ira Bun- 
destag zu der späten ('das wußten wir vorher 
nicht!”) Einsicht: ”Der Vorschlag, der jetzt ge- 
macht worden ist, ist nach raeiner Meinung unge- 
nügend, vor allem wenn wir an die geschichtliche 
Entwickl'ung denken. Das Körpergehindertengesetz 
hatte höhere Sätze. Das Tbc-Hiif egesetz hat die 
Sätze ein bißchen nach unten gedrängt. Die Gren- 
ze ist also immer nach unten bewegt worden wäh- 
rend die Löline und die Lebenshaltungskosten im 
glei chen Z litraum : igen sind. ” r ' Jp i tzmü 1 3 er 
am 3.12.68 bei der I.Lesung des 2.Änderungsges . ) . 

Und selbst iri diesem besonders bevorzugten Be- 
reich unterstützt das BoHG die ideologischen ^ 
ßtrukturziele der kapitalistischen Gesellschaft 
in z.T. anachronistischer Weise. Diese Anachro- 
nisrnen sind durch die Geschichte der*BRD bedingt 
in der die Kirchen nach dera Zusaimnenbruch des ° ’ 
deutschen Paschismus viele Punktionen des dis- 
kreditierten Utaatsapparates direkt übernahmen 
oder über die CDU/C3U mit einer moralischen Le- 
gitimation versahen iund so indirekt beeinflußf 
ten. 


Auf diesem Hintergrund wurde der of f eninteressen- 
bezogene Pluralismus-Begrif f zum Subsidiaritäts- 
prinzip verteologisiert . (Das Subsidiaritätsprin- 
zip - historisch überholt - wurde erneut ins B3HG 
eingearbeitet ! ) Hilfe nach dera Grundsatz der Sub- 
sidiarität bedeutet, daß sie erst dann einsetzt 
wenn der Bedürftige sich nicht selbst helfen ’ 
kann rind auch die Pami'lie und andere zur Hilfe 
verpf üchtete Personen umd Einrichtungen nicht 
zur Hilfe herangezogen werden können. ^Tatsächlich 
bedeutet sie aber eine einseitige Bevorzuguncr 
der freien Woh'lf ahrtsverbände und eine Unterstüt- 
zung ihrer Machtpositionen, z.B. wird die Hilfe 
dieser Verbände nicht einmal als Einkommen bei 
der Hilfe zum Lebensunterhalt bereclmot ( 7 irr -io 
und 15 AVEV) . ‘ • — r • ld 


Parallel 

prinzip: 


duzu ^verläuft das Individualisieruntrs- 
der Staat geht davon aus, daß durch 


un d^Versorgung gruppen- oder klâs- 
Höte v/eitgehend beseitigt werden 
•, ^ n * Dle ^ürsorge hat die Lücke der individu- 
zu Tüllen, die dann nicht mehr als ur- 
nmP lcn gesellschaftliche festgemacht v/erden 
ur .Ü.. S01 f 6111 aus dem Zusammentref f en einmaliger 
n Cher Anlagen und Umstände oder aus 
acnicKsalsschlägen erklärt werden kann. 

der opS G “ 1961 von d er CDU/GSU gegen die Stimmen 


nrm v u.cr OJUU/OöU Uiö ö b XHUUfc 

3 und BBB verabschiedet - gibt konsequen- 

Hi i f 13e den freien Trägern den Vorrang in der 
nriH ! , gt sich inhaltlich auf eine kirchen- 

diese 31 J n nn f^?? rnahe ddeologie fest. Entsprechend 


fii-n n ^Jdnungsvorstellungen , die bei der Hilfe 
r . ü jel a ü r dete (S 72) sich gegen "Willensschwä- 
rVpno ?d dnebhaftigkeit” richten, strebt das 
1 / .. J auc h die Stabilisierung der Kleinfami- 

fi rr/n'VRnN Zusammenhalt der Familie ist zu fes- 
vnii . ^ Barvei ‘mögen über DM 2000.- werden 

w «. an S e rechnet , während ein Vermögen, das nach- 
h ' „ ^? 11 zu f ^lsbaldigen Beschaffung oder Erhal- 
p-i . hlelne n Hausgrundstücks , besonders 

rVir^f° re’ b oo i:L }?' enBeimes ” n icht angetastet werden 
darf ($> 88 Abs.2 Nr. 278). 

HlT de - d ? nn auch die Subsidiarität mit folgen- 
r iiov ie & run d un S verteidigt, die aus dem Jargon der 
tamillen Politik und Erhard'schen 
H fl n?T ü *^n! V,irtschaft stammt : ” V/ir gehen von 
aem Leitbild einer freiheitlichen Gesellschaft 

der Staat nur dort eingreift, wo 
iinvi ? rderllcB ist, und in der der Staat sich 
n . i:L w , ® c üat z t , v/enn ihm aufopfernde Arbeit 
reier Wohlf ahrtsverbände Lasten abnimmt . . . Wir 
c f rineu uns ZLUn Vorrang der freien Initiative 
rim auf f era üeüieü der Sozialhilf e . ” (Dr. Even 
wv T am für die CDU )* Der Einwand von 

Buchervon der PDP blieb fruchtlos: ”Nun, Frei- 
■ W ! r ! doch nicht dadurch geschaffen, daß man 
, ? lchsh viele Institutionen an einer Sache be- 
eiiigt, sondern es kommt darauf an, wie weit in 
r lesen lnstitutionen i'reiheitlichkeit lebt , und 
Wle r 61 ^ derBürger die Möglichkeit hat , in die- 
en mstltutionen zu Wort zu kommen.” (ebenda) 

Nach alledem kann man nur noch den Kreuzberger 
Komrnentatoren des BSHG,Rudolf Meyer , zitieren : 
lchtiges Teilgebiet moderner Sozialpolitik ist 
aie soziale Sicherung. Sie ist ein unentbehrli- 
^ner ^estandteil der modernen industriellen Welt 
und ihrer Lebensordnung und von erheblicher sitt- 
Itnv 61 ' ’ Sasundheitspolitischer , volkswirtschaf t- 
staatserhaltender Bedeutung. Die so- 
^ eruns lst eine ^esentliche Vorausset- 
rMpL^ eS p 1 ? n fS en ^ Friedens der Gesellschaft.” 

C yi er ’ Kudolf; oozialhilf e in Berlin S.7) 

?-- er dmgs Meyer als staatserhaltend urid als 
^ H inneren Prieden sichernd bezeichnet, ist 
Spn Rpr and v P ?! al s Stabilisierung der gegenwärti- 
gen Herrschaf tsverhâltnisse . 


die bürokratie und die intelligenz 


Anfang des Jahres führten zwei Studenten der 
HPS Düsseldorf-Eller ein Gespräch mit der für 
Pachhochschulfragen in NRW zuständig en Ministe- 
rialbürokratin (Dr. Gonrads) . Di e Studenten 
wollten wissen, ob Sozialarbeiter und Sozialpä- 
dagogen - v/ie die Absolventen der Ingenieurschu- 
len - mit deri Absolventen der künftigen Fach! 
hochschule gleichgesetzt werden. 

Die Ministerialbürokratie will sich darauf nicht 
einlassen. Es ist höchstens an eine laufbahn- 
rechtliche Gleichstellung gedacht. 

Die Begründung , die herhalten muß, urn eine ge- 
nerelle Gleichstellung - wie für die Ingenilure 
- zu verweigern, ist ein Musto^beispiel'für 
”das Pferd am Schwanz aufzäu ie' ' : 

”Der Ingenieurberuf sei ein 'schon alter, pro- 
f essionalisiertu . n cruf . Di e ;:>onialarbeit sei 
dagegen em Beruf, der keirie hucbgezüchtete in- 
tellektuelle Intelligenz, sonaorn reine prakti- 
sche Intelligenz voraussetzt. 


Das Abitur schaffe die hochgezüchtete Intelli- 
genz und sei daher berechtigterweise Vorausset- 
zung für die Hochschule. Füi' die Tätigkeit in 
der Sozialarbeit reiche die praktische Intelli- 
genz ( Volksschule , Mittelschule = Ausführuhg so- 
zialer Kontrolle und genau vorgeschriebener Din- 
ge) vollkomrnen aus. &osh häf tigun g_ mit neui'oti- f 
3 c foe n Kindern z.B. in den__He_imen^ ' konhe m ah m 1 1 / 

der Nor malpädagogik nicht vergl e ich eri. Die Nor-f 
malpadagogik erfordere nun mal eine weséntlich * 
hochgezuchtete intellektuelle Intelligenz ( 
(sprich Abitur) , auf die man nicht verzichten 
könne. Pür die Heimerziehung reiche eben die 
praktische Intelligenz der Sozialarbeit . " 

Die gegenwärtige schlechte - weil verbürokrati- 
sierte - Praxis in der Heimerziehung und Sozial- 
arbeit ("Ausführung sozialer Kontrolle und genau 
vorgeschriebener Dinge"), die ,ja gerade Ergebnis 
solcher pruxisferner bürokratischer Bestimmung 
ist, solx lun Grund abgeben zur Verweigerung 
einer Verbesserung. 
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Tatsächlicher Grund, auch der Ablehnung, die 
ßerliner Regelung zu übernehinen (Möglichkeit des 
Studiums für alle Absolventen der Akademien für 
Sozialarbeit und auch der meisten HFS aus dem 
übrigen Bundesgebiet ) , ist der Widerstand der 
Kommunen und Wohlfahrtsverbände . Ihnen entstän- 
den nämlich mehr Kosten. 


Darnit wird aber fplgende Einsicht der Ministe- 
rialbürokratin sehr lehrreich für uns sein: 

"Die Regelungen und Zusicherungen (bezüglich 
Gleichstellung etc.) bei den Ingenieuren wären 
ohne den Druck der Interessenvertreter nicht zu- 
standegekommen" , meint sie. 


DEMOKRATISIERUNG DER KINDERTAGESSTÄTTEN 


Bericht über ein Wochenendseminar des M Arbeitskreises der Sozialpädagogen im RC " 

An ^ ß n d ^. Wochen n nds ? m ^ ar ? war das An eebot von drei in der n Internationalen Begegnungsstätte Jagd- 
schloß. Glienicke arbeitenden Sozialarbeiter-Berufspraktikanten an den "Arbeitskreis der Sozialpade- 
gogen im RC. , eine Tagung zur Kita— Problematik durchzuführen. Aufgabe des Seminars sollte es sein 
Notwendigkeit und Möglichkeiten der Demokratisierung von Kindertagesstätten aufgrund deren wochsen— 
der Bedeutung in der Gesellschaft mit Betroffenen, d.h. Eltern, Kindergärtnerinnen, Leiterinnen, So- 
zialarbeitern und anderen, zu diskutieren. Kinder sollten mitgebracht werden können, um gerade auch 
den Eltern die Teilnahme zu ermöglichen. 


Als mögliche Ergebnisse wurden bei der Planung genannt: Resolutionen an die Veraritwortlichen , weite- 
re Tagungen , insbesondere auch mit Leiterinnen, Vergrößerung des RC-Arbeitskreises u.ä. 


Auf grund die s er Voraus s e t zungen wurden vier Kurzreferate vorbereitet, deren Themenbereiche (Kinder, 
Eltern, Kita-Mitarbeiter , Verwaltung) vier Arbeitsgruppen strukturieren sollte, Einladungen ergin- 
fgen an die Adressen des R^-Arbeitskreises , an potentiell interessierte Eltern und an Adressen der 
Begegnungsstatte Glienicke (Bedingung desHauses). Die Teilnehmerzahl war auf 70 begrenzt: etwa 
Interessenten mußte abgesagt werden; 20 Teilnehmer brachten ihre Kinder mit. 


Kinder 

Das Einleitungsref erat (Jürgen Zimmer, Institut 
für Bildungsforschund der Max-Plank-Gesellschaf t) 
befaßte sich ausführlich mit Erziehung im Klein- 
kindalter überhaupt und speziell mit den Techni- 
ken antiautoritärer Erziehung. Es berücksichtig- 
te nicht die konkrete Situation in den öffentli- 
chen Kitas und die Probleme , die sich einer sol- 
chen Erziehung dort stellen. 

Auch in der Diskussion der Arbeitsgruppe (ca. 40 
Teilnehmer) wurden die konkreten Probleme nicht 
berührt, vielmehr konzentrierte man sich auf ab- 
strakte Begrif f serklärungen. Da den Teilnehmern 
dieser Gruppe bald klar wurde , daß die Tagung 
erst dann erfolgreich sein würde , wenn sie zu 
einer kontinuierlichen Weiterarbeit führte, be- 
schäftigte man sich mehr und mehr mit der Grün- 
dung eines ständigen Arbeitskreises , der mög- 
lichst alle an f ortschrittlicher Erziehung in- 
teressierten Berliner Gruppen und z.B. für die 

I Rinrichtung fortschrittlichei- Fortbildungsein- 
richtungen für Kindergärtnerinnen sorgen sollte. 

Eltern 

Das Einführungsreferat (Gerd Hinzmann - Eltern- 
arbeitskreis Schöneberg) ging aus von der Fest- 
stellung, daß eine demokratische Mitverantwor- 
tung der ^Eltern für die öffentlichen Kitas weder 
existiert noch in den einschlägigen Verwaltungs- 
richtilinien vorgesehen ist. 

Auch das pädagogische Zusammenwirken von Eltern 
und Kindergärtnérinnen gibt es kaum. Als mögli- 
che Themen für die AG wurden angeboten: 

1. Erläuterung der Gründe, warum eine Mitver— 
antwortung der Eltern für die Kita nicht be- 
steht und warum Versuche in dieser Richtung 
auf so große Schwierigkeiten stoßen. 

2. Über legungen , wo man in der jetzigen Kita- 
Situation Ansätze zu einer Demokratisierung 
und z u einer Mitwirkung der Eltern finden 
könnte (Elternarbeit mit der jeweiligen 
Gruppenkindergärtner in ; Besprechung der Ver- 
haltensentwicklung der einzelnen Kinder) • 


5* Entwurf einer Modell-Kita, die vielleiciit in 
einzelnen Bezirken zu realisieren wäre, - 
mit pflichtmäßiger Mitarbeit der Eltern. 

Ap t> e itsgruppe (8 Teilnehmer, davon 2 Kin- 
dorgärtnerinnen und 2 Eltern aus einer 
Initiativgruppe im Märkischen Viertel) 

Diskutiert wurden die Gründe für die mangelnde 
Zusammenarbeit zwischen Eltern und Kindergärtne- 
rinnen (1), sodann wurden einige Empfehlunger 
für die praktische Arbeit entwickelt (2), und 
allgemeine Forderungen an die Träger der Kinder- 
tagesstätten und der Ausbildung aufgestellt (3)« 

(1) Gründe für die mangelnde Zusammenarbeit ... 

von Seiten der Kindergärtnerinnen: 
Überlastung und Zeitmangel; Gewöhnung an 
autoritäre Strukturen; ungenügende Ausbil- 
dung, eher an Aufsicht und Pflege als an 
pädagogischen Zielsetzungen orientiert 
(daraus: Passivität, schlechte Arbeits- 
moral, abfällige Einschätzung der Eltern) ; 
soziale und Alters-Unterschiede zwischen 
Eltern und Kindergärtnerinnen. 

von Seiten der Eltern: 

Gewöhnung an autoritäre Strukturen (Kita 
ist quasi "Behörde"); soziale Unterschiede 
zwischen Kindergärtnerinnen und Eltern; 
Uberbewertung von Leistung und Gehorsam, 
Unterbewertung anderer pädagogischer Ziele; 
mangelnde Information durch die Kinder- 
gärtnerinnen; nur privates Interesse am 
Kind, andererseits kein Aufschluß über pri- 
vate Situation zu Hause. 

(2) Vorschläge für die konkrete Arbeit. 

a. Kindergärtnerinnen und Eltern sollen El- 
ternabende auf Gruppenbasis durchsetzen; 
unter Anrechnung auch der nötigen Vorberei- 
tungsstunden auf die Dienstzeit und not- 
falls auch gegen die Leiterin. 

b. Die Kindergärtnerinnen sollen die Eltern 
bei auftretenden Mißständen zu protesten 
bei höheren Stellen ermuntern. 

c. Die Kitas sollen für die Eltern, die sich 
informieren oder evtl. aushilfsweise mit- 
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arbeiten vyollen, geöffnet werden, Die Kita 
muß den Eltern generell offenstehen. 

(5) Weitergehende Forderungen. 

a. Die Ausbildung der Kindergärtnerin muß 
stärker auf ihre pädagogische Fijmktion in 
der Kita und in der Zusammenarbeit mit den 
Eltern ausgerichtei v/erden (der Kindergärt- 
herin v;ird in der Zusammenarbeit mit den 
.Eltern vielfach. die Funktiorx. einer Berate- , . 
rin zukommen, die sie nicht aüf sporadisch 
auftretende 'Fachref erenten abv/älzen kann) . 

b. Die materiellen Bedingungen für die päda- 
gogische Arbeit mit den Kindern und der Zu- 
sammenarbeit mit den Eltern müssen verbes- 
sert bzw. geschaffen werden (mehr Kitas, 
mehr und besser ausgebildete Kindergärtne^ 
rinnen) . 

c. Es ist notwendig, eine intensive Öffent- 
iichkeitsarbeit zu organisieren , um in der 
breiten öf fentlichkeit die Voraussetzungen 
fur die Durchsetzung dieser Ziele zu schaf- 
fen. Ein Wochenendseminar mit Journalisten 
konnte ein Anfang sein. 

Diskutiert wurde auch der Vorschlag eines Teil- 
nehmers der AG, die Behörden zu dirigistischen 
Maßnahmen zu veranlassen, die die Kindergärtnerin 
eit 1 ' 1 Len E ! fce rn " zw : " wür- 

den: Pf lichtmäßige Verhaltensprotokolle , deren 
Abfassung von einerri fast institutionalisierten 
Elternbeirat kontrolliert würde; doch überwogen 
die Bedenken gegen einen solchen Weg. 

Mitarbeiter 

I. Einleitungsref erat 

(Roswitha Ebert - Leiterirx eirxer Kindertages- 
stätte) 

Das Referat stützte sich auf die Ergebnisse 
einer Fragebogenaktion des RO-Arbeitskreises un- 
ter Kindergärtnerinnen und untersuchte vor allem 
die dominierende Rolle der Leiterinnen. 

Ergebnis: Die Leiterin vertritt das Amt (und 
nicht die Kindergärtnerinnen oder die Interessen 
der Kinder) und ist hauptsächlich mit Verwaltungs- 
arbeiten (nicht mit pädagogischen Aufgaben) be- 
schäftigt. D as hat seinerx Grund u.a. darin, daß 
im Amt ein zahlenmäßiges Übergewicht von reinen 
Verwal tungs f achleuten besteht, die an pädagogi- 
schen Fragen überhaupt nicht interessiert sind. 
Andererseits haben die einzelnen Kindergärtne- 
rinnen keirx Recht zu selbständiger £>ädagogischer 
Arbeit und sind durch Erziehung und Ausbildung 
so sehr an die hierarchische Struktur gewöhnt , 
daß es von ihrer Seite kaum zu einem konstrukti- 
ven Widerstand gegen die Leiterin kommt. 

II. Arbeitsgruppe (ca. 10 Teilnehmer) 

Die Demokratisierung der Kitas setzt koopera- 
tionsfähige, kritische Erzieher voraus, die fä- 
hig sind, selbständig die Belange ihrer Arbeit 
zu regeln und ihre Interessen zu vertreten. Es 
nutzt gar nichts, neue f ormaldemokratische Pege- 
lungen in der Kita einzuführen; ganz zuerst muß 
gepriift werden: welche Umstände haben die Demo- 
kratisierung bisher verhindert ? 

- die hierarchische otruktur der Verwaltung 

( Weisungsrechte voi ■ nten , keine 

verbrieften Rechte und Einflußmöglichkeiten 
der Kindergärtnerinnen) • 

- Die Nicitemanzipation der Kindergärtnerinnen 
selbst ( sich Abfinden mit den bestehenden Un- 
rechtszustanden innerhalb des Arbeitsl eldes) • 

’Welche Möglichkeiten bieten sich an, um gerade 
in letzterem Punkt eine Änderung herbeizuführen ? 


Neukonzeption der Ausbildung 

Schon in der Ausbildung mehr Chancen, mehr De- 
moKratisierung, mehr Emanzipation für die Abso> 
venten. * 

- Ablehnong der.vielen Schmalspurausbiidungen , 
aie niemals v/irklich kompetente Erzieher her- 
vorbnngen. 

- Einheitliche .Ausbildung für Erzieher und So- 
•, zialarbeiter ‘ in einer sozialpädagogischen 

^achhochschule oder im Rahmen der Gesamthoch- 
schule (also keine Einteilung in Kindergärtne^ 
rinrifen und Erzieher und daüberstehende Jugend- 
leiterinnen und Sozialarbeiter ; Es geht dabei 
weniger um einen neuen Status des Erziehers 
als darum, daß alle im sozialpädagogischerx Be- 
reich Tatigen gleichftimiaßen kompetent werden. 

~ ^ölbständigkeit und Eigenverantwortlichkeit 

fur die Studierenden. 

- »^elbstbestimmungsrecht bei der Zusammenstel- 
lirng des Lernprogramms . 

- Exemplarisches Lernen anstelle von sinnlosem 
Detailpauken aus allen Wissensgebieten. 

- Gelegenheit zu Kollektivarbeiten. 

- Höhere Semester sollen an der Ausbildung be- 1 
teiligt werden. 

Permanente Fortbildung 

Recht auf permanente Fortbildung in der Berufs— 
praxis. Anwendung neuer Arbeitsmethoden. Mitbe— 
stimmung über die Kursprogramme . 

/erstärkter Einfluß der Gewerkschaf ts- 
Mitglieder auf das Gewerkschaftsprogramm. 

Einbeziehung von Arbeitsplatzfragen neben den 
Lohnfragen in die Tar j fverhandlungen zur Ver- 
besserung der pädagogischen Situation: 

- Verkleinerung der Gruppen (auf ca. 10 Kinder) 

- Täglich 2,5 Stunden Vorbereitungszeit für 
Gruppenleiterin 

- Regelmäßiger Bildungsurlaub zur Fortbildung 

- Organisatorische und gesetzliche Verankerung 
der Demokratisierung der Kindertagesstatten. 

Kontrolle der Kita 

Wechselseitige Kontrolle durch Kinder, Eltern 
und Kindergärtnerinnen anstelle der Kontrolle 
durch übergeordnete Verwaltungsorgane . Reduzie— 1 * 
rung der Verwaltungsfunktionen, Erweiterung der 
Beratungs- und Fortbildungsf ijnktionen der Ämter* 
Turrxusmaßige V/ahl der Leiterin durch die Mitar- 
beiter anstelle der Einsetzung von oben. Kollek- 
tive Führung und Teamarbeit in der Kita. 

Voraussetzung für derartige Regelungen ist die 
schon beschriebene neue Aus- und Fortbildung, 
denn eine Anderung der äußeren Strukturen alleih 
wurde den heutigen autoritätsgewohnten Kinder- 
gartnerinnen noch kein neues Bewußtsein vermit- 
teln. Trotz dieser Schwierigkeiten muß in der 
neutigen Kita Teamarbeit eingeführt v/erden. 

Hier ist mit einem langwierigen Lernprozeß aller 
Beteiligten zu rechnen. Die Teilnahme jedes ein- 
zelnen an diesem Prozeß muß durch zweckdienliche 
methodische Lernschritte gesichert werden. Es 
geht in der Ausbildung weniger um Wissensvermitt- 
lung im Detail,als darum, ein neues Verhalten in 
der Erzieherarbeit zu üben. 
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Verwaltung 

I. Einleitungsreferat 

(Helgard Ulshöfer - Pädagogisches Zentrum) 
Thesen: 


(1) Demokratie gilt als eine Staatsform, die 
ein Maximum an Mitbestimmung des einzelnen 
Staatsbürgers ermöglicht unter der Bedin- 
gung rationaler, kontrollierbarer Herrschaft 

(2) Als Instrument rationaler und geregelter 
Herrschaft (Hierarchie, Anweisungs- und Ver- 
antwortungsstruktur) wurde Verwaltiong ange- 
sehen. Die Verwaltungsregeln sollten Staats- 
bürger vor V/illkürmaßnahmen schützen. 

(3) Heute steht Verv/altung iri dem Verdacht, 

Rang- und Stellungsdenken .jedes Menschen so 
zu prägen, daß dieses Denken zur Grundein- 
stellung bzw. Lebensordnung des Einzelnen 
geworden ist und damit Demokratie verhin- 
dert . 




( 5 ) 


Daraus folgt, entweder Demokratie als Fe- 
tisch zu entlarveri, da ihr Instrument Ver- 
waltung Herrschaftsstrukturen verschleiert , 
oder dem Einzelnen sichtbar zu machen, daß 
alle Verwalt ungsmaßnahmen an den Grundsatz 
der Gesetzmäßigkeit gebunden sind. 

Die Verwaltungsbeamten haben sich Subordi- 
nationsdenken schon so zu eigen gemacht 
daß sie ihre Aufgaben - Auftragsautoritat 
auszuüben, nicht mehr wahrneTimen, sondern 
Verwal tung um ihrer selbst willen akzeptie- 
ren. Beispiel: PV-Stellen und die Vertre- 
tungsmittel, Haushaltsstellen und ihre Aus- 
schöpfung im allgemeinen. Legale Ermessens- 
spielräume werden nicht in Anspruch genom- 
men. 


(6) In dem Seminar kommt es darauf an, Kinder- 
gärtnerinnen und Eltern mit den Grundlagen 
von Verwaltungsentscheidungen vertraut zu 
machen, d.h. 

a) Amtsstrukturen und der Ort der Kita 
(Leiterin, Mitar'beiter, Eltern, Kinder) 

b) Persönliche Rechte und Pflichten nach dem 
BAT 

c) Heimaufsicht- und Kita-Vorschriften 

d) Organisationsgutachten "Jug V" 

e) Rolle des Jugendwohlf ahrtsausschuß 

f) Role des Personalrat 



Arbeitsgruppe 


(ca. 10 Teilnehmer) 


Die Diskussion ging von einer Darstellung der 
Verwaltungshierarchie aus, wobei festgestellt 
wurde , daß die Machtposition der Leiterin durch 
ihre Rolle als Sprecherin der vorgesetzter: 
Dienststelle bedingt ist. Sie gibt insofern nur 
Druck, den sie selbst verspürt, nach unten weiter. 
Darum müssen die Kompetenzen der Kita erweitert 
werden, um ihre Position gegenüber dem Amt zu 
stärken. 


Eolgende rechtliche Möglichkeiten der Kinder- 
gärten,sich dagegen zur V/ehr zu setzen, wurden 
diskutiert . 


Der Dienstleistungsbericht 


muß von der Kindergärt.uerin lonterschrieben wer- 
den, kann angefochten und mit entsprechenden Än- 
derungen an die Dienststelle zurückgegeben werden. 
Die Eindergärtnerin ist zu einer Gegendarstel- 
lirrig, sogar zu einer Verwaltungsklage berechtigt, 
falls sie mit dem Inhalt des Berichtes nicht ein- 
verstanden ist. Von solchen Vorgängen muß der 
Personalrat unterrichtet werden. Die Kindergärt- 
nerin hat .jederzeit das Recht, ihre Personalakte 
einzusehen und auch daraus abzuschreiben. 


Die Versetzung 

iri eine andere Kita, mit der von Eeiten ier Lei- 
terin häufig gedroht v/ird, muß der Kindergärtne- 
rm begründet v/erden. 

V/eitere Rechte 

sirid innerhalb des BATf estgelegt : Ansprüche auf 
verschiedene Arten von Bildungs-, Kranklieits- 
und. Sonderurlauben mit und ohne Fortzahlung der 
Bezüge. Eine genaue Aufstellung hierüber ist vom 
Personalrat anzufordern. 

Die angstfreie Inanspruchnahme der eigenen Rechte 
reicht aber noch riicht aus , urn Kindergärtnerin 
und Leiterin vom Druck der durch das Amt aufer- 
legten Verwaltungsauf gaben zu befreien. Solange 
die Kitas iri dieser Hinsicht abhängig bleiberi, 
karin Amt und Leiterin die Isolierung der Kitas 
urid der Kollegirmen durch Irif ormatiorisausv/ahl 
aufrecherhalten , ijnd hilft somit die autoritäre 
»^truktur des Verv/altungsapparates zu reproduzie- 
ren. 

Entlastung von Verwaltungsarbeit 

Durch eine Entlastui ; Les pädagogd • h< 1 I < ■■ 
(Vorrangig der^ Leiterin) von aller Verwaltungs- 
arbeit v/ird mehr Raiom für pädagogische Arbeit ge- 
schaffen. Darüberhinaus kann ein Verwaltungsfach- 
mann vori den Kitas dazu herangezogen v/erden, die 
Mittel des Haushaltsplanes besser auszuschöpf en 
und die Mechanismen eines solchen Apparates 
durchsichtig zu machen. 

Durchsetzung von Forderungen 

Möglichkeiten zur Durchsetzung aller Forderun- 
gen ergeben sich nur in kollektiver Zusammenar- 
beit aller pädagogischen TJitarbeiter rnit den Be- 
troffenen, d.h. der Elternschaf t . 

Das Bedeutet: 

Regelmäßige Dienstbesprechiungen innerhalb der 
Dienstzeit, regelmäßige Sprechstunden der Kin- 
dergärtner-Gruppenleiterinnen , Elternabende für 
einzelne Gruppen der Elternschaft , Anfertigung 
von Protokollen v/ährend der Elternaberide , Ver- 
sand :derselben an alle Eltern der Gruppe imd 
Kita3 im Bezirk, Möglichkeit zur Einsichtnahme 
in allen Kitas für alle Eltern. 

Eine Einbeziehung der Eltern in die Tagesgruppen- 
arbeit ist ebenso möglich, e-inzig müßten hier 
hygienische Vorschriften und Versicherungs- rmd 
Unfallhaf turigsfragen intern geklärt v/erden. 

IJach Zusammenf assung dieser Forderungen v/urde 
überlegt, welche Hemmungen bestehen, die die 
Kindergärtnerin an der Durchführung solch ra- 
tional ^einsichtigei» Aktionen hindern; am Schluß: 
hauptsächlich der V/iderspruch zwischen ihrer 
wirtschaf tlichen Stellung (niedrige Bezahimig) 
und dem Arispruch der öf fentlichkeit an ihre 
Funktion(Erziehung zur Anpassung an Mittelstands- 
normen, Sauberkeit, Ordnung, gesellschaf tliches 
Wohlverhalten) . 

Mitschuldig ist die einzig auf V/issensvermittlung 
ausgerichtete mangelhafte Ausbildung, die keiner- 
lei Möglichkeit zum Verhaltenstraining bietet, 
aber auch kaum V/issen über gruppendTnamische Pro- 
zesse vermittelt. 

Errichtung von Modellkitas 

Di 0 einzige Möglichkeit, solche Hemmungen zu 
überv/inderi, v/urde darin gesehen, den derzeit 
herrschenden Personalmangel und Bauboorn auf dem 
Kitasektor dahingehend zu nutzen, in jedern Be- 
in .Kinder'naipesstö r ;ue ein ‘j.r- 

beitsfähiges Team einzusetzen, das versucht, die 
o.g. Forderungen zu praktizieren. 
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Ausschlaggebend für die Möglichkeit der Durch- 
1 " 1 ; ■ ' 1 i 1 f< jekts : • nich t e Lnma 1 

die "Fortschritts.freudigkeit" des otadtrats, 

' ; ' 1 vorg tztei Di ens bgra- 

Kitas müßten untereinander kommunizieren • 

■■ cbeitsberichte und Ergebnis— 
se sollten in einer externen Kommunikationszen- 
trale zusammengefaßt verden. Eine vissenschaft- 
! Lche Institution sollte während der Planun^ und 
1 >run - eine »olcl en Projekt s 1 i • Berater- 
' unktion übernehrnen. 


Zusairmienf assung der Ergebnisse 
uie oituation in der Kita ist ein Symptom der 
autoritâren Struktur unserer Gesellschaft . Die 
demokrat iscne Mitverantwortung der von der Ar— 

; üer Kita unmittelbar Betroffen^en (Kinder 
Eltern, Kindergärtnerinnen) v/ird durch hierar- 
1 irv/altungsmechanismen ersetzt , die für 

die Betroffenen schwer durchschaubar imd von 
ihnen kaum zu beeinflussen sind. 

Die Kindergärtnerinnen werden wie die Eltern 
durch die Erziehung in Familie und Schule bereits 
■ ■ : : ■ • ■ ■ 5 »l »nnung der Autoritäten 

; 1 ■ ■ ; se t z t ; ■ ■ v . : : ■ r ■ ■ ; L< • lusbildung 
und speter am Arbeitsplatz gradlinig fort. So^ 

'• La li< ■ ■• ichtstell ui . ; der ; ' i ta-Leä - 

n i ! L ■ als Sprecheri n 1 • n • Behörde * ngiert 
von keinem ernsthuft in Frage gestellt wird. 

In deri Behörden aber haben die Verwaltungsfach- 
1 >! 1 it e ein so starkes Übergewicht, daß die Leite- 
r’in fast ausschließlich mit Verv/altungsarbeiten 
befaßt wird. Dementsprechend beziehen sich auch 
d i e Dienstbesprechungen in den Kitas, wenn sie 
überhaupt stattf inden, vorwiegend auf Verwaltiungs- 
fragen. Die püdagogische Zie'isetzung der Arbeit J 
in der Kita bestimmt weder die Anordnungen des 
Amtes,noch die der Leiterin. 

Da die einzelne Kindergärtnerin kein Recht auf 
eigenständige pädagogische Initiativen hat , ist 
unter den jetzigen Gegebenheiten auch von ihr 
keine zielbewußte pädagogische Arbeit zu erwar- 
ten. Die Aufklärung der Kindergxärtnerin über 
ihre Rechte könnte helfen (s. AG Verwaltung) sie 
gegen den Druck von oben sicherer zu machen. 

Ebenso könnten sich interessierte Leiterinnen 
von Verwaltungsfachleuten helfen lassen, z.B. 
alle Möglichkeiten des Haushaltsplanes auszu- 
schopfen, um die Arbeitsbedingungen in der Kita 
wenigstens etv/as zu verbessern. 

Eines der Haupthindernisse für eine Änderung des 
Zustandes in den Kitas in Richtung auf fort- 
schrittliche Pädagogik und demokratische Orgâ- 
nisation der Arbeit durch die Betroffenen ist 
di' • sich in dem sozialen Status der Kindergärt- 
nerin spiegelnde falsche Einschätzung der päda- 
gogi.cchen Bedeutung der Kita-Arbeit. Sie wird 
iinmernoch als bloßer Notbehelf für eine fami- 
liäre Notsituation angesehen .und läßt außer Acht. 
daß die isolierte Kleinfamilie in der modernen 
Industriegesellschaft überhaupt nicht in der La- 
ge ist, die Voraussetzungen für den erforderli- 
chen üozialisationsprozeß des Kleinkindes zu 


ter^iv-n finden fast nur Kinder r.us 

erten Jchichten Aufnahme in die Kita, 
p . ® se 3 ?hichten sind am wenigsten xn 

na zn h p .1 an der Umgestaltung der Ki- 

einpm Einerseits stehen sio unter 

s e ita m ei! n4er ? starken Arbeitsdruck , anderer- 
sche hflhoU en S1 ? ~ ®elbst wenn sie Inderungswün- 
Autor'it -Spr, ’ • d en v/ iderstand gegen die Amt s- 

Autoritaten nicht erlauben zu dürfen - . 

ist e ahP^ 0 iP ei - h ?. päda 5°e ischa Arbëit in der Kit* 
Kita und ?n r ^ m ° 8 l ich » .wenn die Erziehung in der 
p-estimmt w?r'H er n Pamilie shandi S aui einander ab- 
diese Aur^oh d * Der . einzi Se Weg, die Eltern für 
Uberwindnnfj- ZU inie yessieren , ihnen bei der 
zu'hel fpn Persönlichen Schwierigkeiten 

orozeß von allmahlie h einen Solidarisierungs- 
i«-; 4-1«. . lern nnd KindererärtneT'innen einz i: - 


D ro'/pp vnr, aiiIlldI1 -Licn emen Solidarisrei 
leiten ’i i ^? rn und Kindergärtnerinnen e: 
arb^it’auf rr> ln der Intens ivierung der Eltern- 
derKärtnerin^ ^* u PP e narbeit durch die einzeln. ; ; 
li es obwohl nicht zu übersehen ist , daß 

eme ernebli nhß ’j .. 


dies einrfh P ™ 0 ? 11 nicht zu übersehen ist , daß 
vieien Mehrarbeit errordert und in 
^inlerTydrUL auch über das hina isgeht , was eine 

bild^l zn n •h aUfer,Jnd iilrer bisheriLn Aus- 
DiXdung zu leisten imstande ist. 


Nachwort 


iio Arbeit der Kindergärtnerinnen 

‘ Ö S SO KSVp c'on 

6 e ° en , aass man v/ohl kritisch <lie 

^ehler der Kindertagesstätten-Arbeit festge- 

. ^ t irii ‘ jic b auch ideale Bedingungen für 
b-osere Kinderarbeit ausgedacht hat , 
t ,° Ch hat dieBe K^itik di« Situation in der 
i- ir.de rtagesstätte nicht verändem können. 
Jieses Seminar hat nicht nur notwendige Vor- 
aussetzungen für eine bessere Erziehungsarbeit 
auf zeigen wollen, sondern auch Ansätze zu 
deren konkreter Verwirkliohung erarbeitet. 

1ÖS ® Ansatze w ®rden für die Teilnehmer des 
oeminars und die 'Mitglieder des RC-Arbeits- 
xreiaes das Programm der weiteren Arbeit 

fcas bedeutet: Vorrangig v^erden 
wir in der nächsten Zeit erste Schritte ein- 
1 -itt.n zur ainführung von Elternarbeit und 
Teamarbeit in der Kindertagesstätte . Das 

1 -iur mit intensiver SchuXung und mit mehr 
Verbindliohkeit als bisher zu Xeisten sein. 

Wir treffen u.ns dazu .jeden 1 . und 3. Montag 
rm Monat i,20. April) im Repubiikanischen 
viuD , Üerlin 15 , Wielandstr. 27 . 


schaf fen. 

Für .jedes Kind müßte ein Platz in der Kita be- 
reitstehen, v/o es von hochqualif izierten Fach- 
kräften in ständiger Zusammenarbeit mit den El- 
tern pädagogisch betreut wird. Es ist dringend 
erforderlich, durch intensive öf fentlichkeits- 
arbeit die Erkenntnis zu verbreiten, daß Erzie- 
hur. • :iic_nt primär Aufgabe der Familie., sondern 
• /ir^ Angelegenheit von gesamtgesellschaftlicher 
Bedeutung ist. 

•Jeder Versuch, unter den .jetzigen Gegebenheiten 
tand Ler Kita ; Lern, jtößt a 1 1 f e : 1 l 
schichtenspezif isches Problem. Denn bei der berr- 


Stellenangebot 


Kinderladeri in Frankfurt sucht päd. Fachkraft 
ganztai;s. Kinder im Alter zwischen 3 und 3 1/2 
Jahren. 

Meldung bitte an Dietrich Schütze 
6 Frankfurt 1 , Glauburgstr. 87 Tel. : 06/11/ 

33 69 10 


Die Schließung des Krankenhauses Bethanien 

Beispiel für die ^esundheitspolitik von 
3enat und Kirche in einem Arbeiterviertel l 


Der Entscheidung der Kirche und des Senats, das 
Krankenhaus Bethanien in Kreuzberg zu schließen, 
fällt eine dringend notwendige , gemeinnützige und 
soziale Einrichtung ziam Opfer, die über 120 Jahre 
iin Dienste gerade der sozial schwachen Schichten 
der Bevölkenung gestanden hat. Der ersatzlose Ab- 
riß eines leistungsf ähigen Krankenhauses mit 450 
Betten, das in den Wintermonaten bis zu 50 % über- 
belegt war , stieß auf ein- : i. • ■ Empörung der 
Kreuzberger Bevölkerung. 

Der praktische Zusammenbruch des Gesundheitswesens 
in Westberlin während der Grippewelle und die der- 
zeitige Aufnahmesperre des T Jrban- und Neuköllner 
Krankenhauses als direkte ;olge der Auflösung 
Bethaniens signalisieren die katastrophale Lage 
der Gesundheitsversorung in den Arbeitervierteln 
Kreuzberg, Tempelhof und Neukölln. Selbst der Se- 
nat und die"BZ” kÖnnen den Bettennotstand in die- 
sen Bezirken nicht länger mehr verheimlichen. 

Hatte der Senat bisher immer behauptet, es sei 
für genügend Krankenhausbetten gesorgt und die 
Schließung noch weiterer Krankenhäuser in Berlin 
vorgesehen, so mußte der Gesundheitssenator kürz- 
üch zugeben, daß in Berlin bis 1973 noch 1000 
Betten für akut Kranke fehlen. Dabei liegt dieser 
Berechniung für die "bereinigten"Aktubetten (zum 
Vergleic}» mit Westdeutschland muß von den Berli- 
ner^Akutbetten die Zahl der Betten für chronisch 
' Kranke , Tuberkulöse und psychiatrisch Kranke ab- 
gezogen werden, die in Westdeutschland gesondert 
gezählt werden) mit 9 ? 8 Betten /I 000 Einwohner 
ein Bettenschlüssel zugrunde , der trotz überalter- 
ter Bevölkerungsstruktur mit höherem Bettenbedarf 
noch erheblich iunter dem der meisten vergleichba- 
ren Großstädte Westdeutschlands (in Erankfurt und 
München liegt der Bettenschlüssel über 12) liegt. 

Der Senat ging bei seiner Krankenhauszielplanung 
für Berlin, in deren Rahmen die Schließung Betha-r 
niens erfolgte, von der Analyse des Krankenbetten- 
bedarfs aus , die sich mittlerweile als ungenügend 
und unzureichend erwiesen hat und vom Senat selbst 
erst einmal zurückgestellt werden mußte. 

Nach einer Bedarf sanalyse des Bundes Berliner 
Assistenzärzte (BBA) fehlen in V/estberlin derzeit 
sogar 2 - 3000 Akutbetten. Von diesen fallen al- 
ÉLein über 1000 auf den Berliner Südostraum (Kreuz- 
^erg, Tempelhof , Neukölln) . In dieser Berechnung 
ist der Neubau des Urba^-Krankenhausea bereits be- 

i'ücksichtigt . 

Die schlechte Krankenhausversorgung dieser Bezir- 
ke^wird besonders deutlich im Vergleich mit dem 
wohlhabenden Zehlendorf, das über mehr als dop- 
pelt soviel Krankenhausbetten pro Bevölkerungs- 
zahl verfügt. 

Hier zeigt sich wieder einmal beispielhaft , wie 
in allen Bereichen, in denen die Bevölkerung auf 
staatliche Einrichtungen angewiesen ist - beim 
Wohnen , in der Gesundheitsversorgung , in der 
Schule und im Kindergarten - für die Arbeiter 
iund Armen nur das nötigste bereitgehalten wird, 
während für die Reichen auch diese Einrichtungen 
im Überfluß vorhanden sind. Hier erweist sich 
der Anspruch des sozialdemokratischen Staates. 
auf gerechte Verteilung des Sozialproduktes ein- 
mal mehr als hohle Phrase. 

Der Entscheidungsprozeß, nach dern die Auflösung 
Bethaniens verfügt wurde, ist undur.chsichtig, 
die an^eführten Argumente sind vordergründig und 
widersprüchlich. Er vollzog sich unter Ausschluß 
der öff entlichkeit und ohne Rücksicht auf die 
Bedürfnisse der Betroffenen nach einer besseren 


Gesundheitsversorgung im Berliner Südostraum. 
Hinter vordergründigen Argumenten offenbarte sich 
jedoch die wahre Interessenlage von Kirche, Bau- 
spekulanten und Senat. 

Die Kirche, der eigentliche Träger des Kranken- 
hauses war zu dem Zeitpunkt an der Aufrechterhal- 
tung des Krankenhauses nicht mehr interessiert , 
als infolge der Überalterung der Jahrzehntelang 
ausgebeuteten Diakonissen und der Einstellung 
von freien Schv/estern mit entsprechender Bezahlung 
ein Defizit auftrat. Der Senat war nicht daran 
interessiert , mit seinen Zuschüssen auch noch 
die Altersversorgung der Diakonissen zu überneh- 
men. 

Die Kirche, nicht bereit das Defizit von 

DM 5*-/Bett und Tag aus eigenen Mitteln zu tra- 
gen, lehnte ihre Verantwortiung für den bisher 
wahrgenommenen gemeinnützigen Sektor ab. Statt- 
dessen sollte ihr der Verkauf des Grundstückes 
und Bauspekulationen einen zusätzlichen Gewinn 
verschaf f en. 

An Renovierungs- und Mbdernisierungskos ten wur- 
den in Bethanien in den letzten Jahren 8 Mill.DM 
aus Steuergeldern investiert. Für den v/eiteren 
Ausbau zu einern gut ausgerüsteten , modernen und 
rentablen Krankenhaus wären weitere 12-15 Mill. 
DM erforderlich gewesen. Ein Neubau eines Kran- 
kenhauses dieser Größe, der keine wesentlichen 
Vorteile bringen würde , würde 60 Mill. DM kosten. 

Auch eine von der Bevölkerung imterstützte Ak- 
tion und Demonstration zur Erhaltung des Kran- 
kenhauses unter Initiative des Aktionskomitees 
Kaiserdamm vor einem halben Jahr und seitens der 
KPD/ML vor 2 Wochen konnte die bereits verfügte 
Schließung des Krankenhauses nicht mehr verhin- 
dern. 

In dieser Situation wandten sich Schwestern,^ 

Ärzte und übrige Mitarbeiter Bethaniens an die 
öf f entlichkeit . Sie wieaen darauf hin, daß sie 
die Auflösung des Krankenhauses für unverantwort- 
lich, f ahrlässig und unsozial halten und forder- 
ten stattdessen den Ausbau und die Modernisie- 
rung des Krankenhauses und dessen Ubernahme durch 
den Senat von Berlin. 


Damit ein neues Bethanien voll iund ganz im In- 
teresse der Krankenversorgung steht, forderten 
sie weiterhin u.a.: 

1. Abschaf fung des Chefarztprinzips , der Privat- 
stationen und gleiche Behandlung für alle 

2. Kollektive Leitung des Krankenhauses unter 
Einbeziehung von Vertretern aller Mitarbei- 
ter durch gleichberechtigte sachdienliche 
Zusammenarbeit 

5. Bessere Bezahlung, Fort- und Ausbildung und 
Arbeitsbedingungen (z.B. Kindergärten) für 
das Pf legepersonal 

4. Einbeziehung von ambulanter Diagnostik und 
Therapie in Form von Polikliniken in das 
Krankenhaus und damit Schaffung eines G e sund- 
heitszentrums unabhängig vom kommerziellen 
Interesse der Ärzte. 
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Gespräch mit Vormundschaftsrichtern 

Ein Teilnehmer 'berichbet: 


Anfang Noveraber 1 969 fand die erste ßegegnung 
zwisehen ^ormundschaf tsrichtern und dem Jugend- 
arat auf Veranlassung der Sozialarbeiter in einem 
Jugendheim bei Tee und "Kontaktkeksen" statt. 

drsprünglich wollten die Vormundschaf tsrichter , 
obv/ohl die Initiative von der Basis ausging, nur 
ab Gruppen leiter (oogenannte M Beratung-s f ür s or- 
ger M ) mit dem Jup;endamt sprechen. Unsere Porde- 
rung aber hieß: Endlieh eine Aussprache zwischen 
> o z ialar b • .* L t ern u r i c L V o rm und schaf tsrichte r n f üh- 
ren. Die angepaßten Gruppenleiter in diesem un- 
durchschaubar faulen Beförderungssystem, das hat 
die Besprechung bewiesen, v/aren auch gar nicht 
fähig und willens, die Interessen der Klienten 
vor den RicFitern zu vertreten. 

Kriteriuin in dieser Ausspraclie war die vormund- 
schaf tsgericht liche Verf ahrensweise auf Grund 
nach §§ i >6, 1694 sowie 1671 
BGB, die vom Vormundschaftsrichter abschrift- 
lich zur Jtellungnahme an die Gorgeberechtigten 
gesandt werden. Die Richter verv/iesen bei diesem 
Verfahren auf das Grundgesetz und sprachen sich 
ohne Einschränkung für eirie vollständige Infor- 
mation der Betrofferien im zivilen Streitverf ah- 
ren aus . 

Die Mehrzahl der konservativen Sozialarbeiter 
pledierte fiir ein sogenanntes "abgekürztes Ver- 
fahren” . Das heißt: Der Vormundschaftsrichter be- 
stellt die Sorgeberechtigten und hält "in der 
mündlichen Verhandlung einzelne Passagen aus den 
B( fc do i' f< m< •!* vor u . 

Zur Vermeidung von Mißverständnissen und unbeque- 
rnen Konflikten wollen die Sozialbürokraten ihre 
V/ertungen und die allgemein gehaltenen nicht nach- 
weisbaren Angaben, die aber Gegen ;tand von vor- 
mundsciiaftsgerichfclichen Entsciieidungen werden, 
den Klienfcen nicht mitgeteilt wissen. 

V/enn die Berichte des Jugendamts den Klienten zu- 
gänglich gemacFifc werden, müssen die Sozialarbei- 
fcer sich endlich um objekfcive, sachlicFie, wer- 
fcungsfreie Anfcräge, die allein auf beweisbaren 
Fakten beruheri, bemühen. VermutlicFi werden dann 
auch weniger Heiraunterbringungen nötig 3ein und 
das war uns diese Besprechung mifc den Richtern 
wert. Pauschalurteile v/ie: M Die Mutter ist un- 


wirtschaf tlich” oder subjektive V/ertungeri v/ie : 

Die Mutter trinkt , treibt HWG M sind nicht mehr 
verwendbar . 

Die Uber lassung von Berichten des Jugendamtes 
an urisere Klierjten entspricht rechtssfcaatlichen 
Grundsafczen iund ist notwendig, um Verwalburigs- 
maßnaFiirien für sie durchschaubar und kontrollier- 
bar zu ma'chen. 

Wie crnst es den Richfcern mifc der Information 
der Befcrof f enen war, zeigt die Tatsache, daß sie 
die Mmder.jahrigen davon ausschlossen. Hier wur- 
de nicht rnehr mit dem Grundgesetz argurnentiert 
CEtwa Art.19 GG, Recht auf Anhörung) . Aus dieser 
Inkonsequenz lâßt sich schließen, daß es den 
Richtern weniger um die Wahrung der "Rechts- 
staatlichkeit” ging, als vielmehr, die Verant- 
v/orfciung für ihre Entscheidungen dem Jugendamt , 
bzw. dem Sozialarbeiter zuzuichieben, weil sie 
selbst keine Einsicht haben in den Sachvei'halt , 
den sie beurteilen müssen. 

Auch die Nichtanhörung dei' Minder jährigen ließ 
sicFi .juristiscFi begründen: Ein Mitbestimmungs- 
recht fur die Minder jährigen ist im BGB nicht 
vorgesehen. Die obersten Gerichte sind der Auf— 
fassung, Minder j ährige haben nichts zu sagen 
sondern zu gehorchen, fügsam zu sein und auf je- 
den lall ist der Widerstand gegenüber den Erzie— 
Fiungsberechtigten zu brechen, bzw. zu überwinden. 

Man ist ^nichfc in der Lage die Forderungen der 
Mmder j ahrigen , die z.T. inhaltlich akzeptiert 
v/erden, durchzusetzen , sondern flüchtet hinter 
die legalistische Foi'derung auf Herabsetzung der 
Voll jahrigkeitsgrenze auf 18 Jahre. 

B’ür die kritischen Sozialarbeiter ergibt sich 
aber die Forderung, sich mit den Jugendlichen 
viel stärker zu solidarisieren und sie zu unter- 
sfcützen in dem Kampf gegen die vom Staat sank- 
tionierten repressiven Erziehungsmethoden. 

Die Situation an den Berliner Schulen zeigt, daß 
diese Auseinandersetzung begonnen hat : 

Sie ist Lun auszubauen und zu koordinieren mit 
dem Kampf aller Benachteiligten und Unterdrück- 
ten des herrschenden , kapitalistischen Systems. 


Gefangenengcwerkschaft 


Das RedakfcionskolLektiv der Sozialpädagogischen 
Korresponderiz hat den Vorstand der Gewerkscliaf t 
der Gefangenen, Verwahrten und Untergebrachten 
um eine Selbstdarstellung gebeten. Dies schien 
uns wichtig zu sein aus zumindest zwei Gründen: 
Etliche Mitglieder der GGVU sind in Erziehungs- 
heimen untergebracht und andererseits ist die ^ 
GGVTJ eine Anlaufstelle für Trebe jugendliche , Er- 


Der Stellenwert einer neüen Aktivität im gesell- 
>zialpolit3 jchen Raum bemißt sicFi 
danach, mifc welcher Intensität eine solche Akti- 
vität vori den Herrschenden bekämpft wird. Daran 
gemessen kann der Stellenwert der GewerkscFiaft 
dei* Gefarigenen, VerwaFirten und Untergebrachten - 
GGVU - wie sie seifc dem 1 .März 1970 heißt - 
(vorher: GewerkscFiaf t der Gefangenen, VerwaFirten 
und Untergebrachten Berlins - GGVUB -) nicht 
FiocFi genug angesefczfc werden. Aber die Widerstän- 
de , die Restriktionen und die teilweise ins kri- 
minel]-.* ausgerutscFiten G e genaktionen der Flerr- 


zieFier und Sozialarbeiter werden mit der Gefan- 
genengewerkschaft also irgendwann zu tun bekom- 
men. 

Wer meFir über die GGVU wissen will, geht arn bes- 
ten einmal Fiin. 

Die Anschriffc ist Berlin 30, Oranienstr .182 Flof 


schenden sind im Endeffekt auch die beste Wer- 
bung für die GGVU. 

Die herkömmliche , auch Fieute noch übliche Art 
der InFiaftierung , der Verwahrung in Heil- und 
Pf legeanstalten, der Unterbringung in Jugend- 
und/oder Erziehungsheimen deklassiert den be- 
trof fenen Menschen dadurch, daß er im V/esentli- 
chen Objekt bleibt oder zum Objekt herabgestuft 
wird. Bei Minder jährigen zeitigt dieser Zustand 
einen FiocFigradigen Plospitalisierungsef fekt , der 
durch den fragwürdigen Anachronismus des soge- 
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nannten Eltern-Heohts noch gesteigert wird. 

Der Straftäter, der in aller Regel dadurch mit 
dem Gesetz in Konflikt gerät, daß er v/eitgehend 
nicht seinen Bedürfnissen entsprechend hat leben 
können, der auf Ersatzbefriedigung seiner Be- 
dürfnisse ausgegangen ist (man denke an die Kor- 
relation \ron E igentumsdelinquenz und Liebesent- 
zug), wird, allen programmatischen Besozialisie- 

rungsbeteuerungen zum Trotz, eher auf ”Sicher- 
heit und Ordnung" , d.h. auf stringente (strenge) 
Sozialkontrolle und rigide (starre) Passivität 
programmiert. Dabei ist die rechtliche Stellung 
des Straftäters, auch des .jugendlichen Straftä- 
ters noch entschieden besser und vorteilhafter 
als die rechtliche Stellung des Heimzöglings 
oder des Insassen einer Pleil- iund Pf legeanstalt . 
Kornmt z.B. der ^fcraftäter nach Verbüßung seiner 
Strafzeit v/ieder in Preiheit, so ist er auf in- 
tensive Aktivitat , auf erhebliche persönliche 
Initiative angewiesen, will er, ohne ëückfällig 
zu werden, wenigstens den Anschluß an die der-' J 
zeit bestehende Gesellschaf tsordnung erreichen* 
Dazu kommt, daß diese Oesellschaf tsordnung von 
sich aus derart vom wirtschaf tlichen Konsum be- 
stimmt ist, daß diese Konsumstruktur zusätzlich 
Passivität hervorruft. Alles scheint machbar, 
manipulierbar, käuflich und verbräuchlich. Daran 
ändert die unverbindliche Menschenfreundlichkeit 
und Jovialitat einiger Liberaler durch Vermitt- 
lung von Freizeit- und Hobby-Aktivitäten im 
Knast so gut wie nichts. 

Der Bestrafte erlebt den Widerspruch von Kapital 
und Arbeit emotional als allgemeines vou ihm 
selbst nicht artikulier- oder def inierbares U n - 
behagen, aber er erfahrt diesen Widerspruch be- 
sonders ^ intensiv: er erhält "Arbeitsbelohnung 
un d Pleißprämie” ;Lohn für Leistung, Krankheits-, 
Sozial- , Alters— und A-rbeitslosenversicherung 
erhält er nicht . Obschon er in der Regel im Ge- 
fängnis hart und ausdauernd gearbeitet hat , be- 
kornrnt er nach der Haftentlassung kein Arbeits- 
losengeld , sondern muß stattdessen für den ge- 
ringen "Richtsatz” beim Sozialamt Devotions- 
übungen (Ergebenheit) exerzieren. Das ist schon 
für einen Menschen init intaktem Nervenkostüm 
depI'I ^1 ^• e • , -' en, ^■ j vollends aber für einen durch lange 
M Vollstreckungs M -Prozedur deklassierten und de- 
moralisierten Menschen. Denn alle Haft-, Verwah- 

rungs- und Unterbrmgungseinrichtungen haben 

eines gemeinsam: oie sind geradezu heilige Stät- 
ten einer analen Saubermann-Ideologie . 


lge- 


Gewerkschaften definieren sich heute im allkc- 

mexnen in der.spatkapitalistischen Welt als 
.. T arxfpartner . xs der vorangeganBenen kritl- 
sohen ^nalyse e ü, sllt, daß dxe sozio-ökonomi- 
schen Bedxngungen, dxe c ur eine e f fektiv d 
glaubwurdxge Sozxalxsierung von sozial beJShtei 
ligten Mensohen erforderlloh und notwendiS sind 

von exner sozxalxstxsch strukturierten Massen- ’ 

orS Hen S die°Lrrschenden e h? en m V S3en - Freiwillig 
werden dxe nerrscnenden hxer nichts hersreben 

weil nur zu bekannt xst, daß hinter der verbèlen 

Söä! •****— 


Baraus folgt, daß eine Gefangenengewerkschaft ihr 
Son^ept, ihre Strategxe und ihre Taktik wetter 
fassen niuß als z.B. dxe Konzeptxon einer mildtä- 
iiE en charxtatxven Organxsatxon. Insofern grenzt 
ni ch die GGVU auoh von eher liberal-bildunfsbür- 
^rlichen Bestrebungen wxe der Ziegner’ schin 
«Tlnihelp" ab, die neuerdings der in Frankfurt zu- 
»r>nndegegangenen Deutschen Oefangenengewerkschaft 
f Z’ oëld- und Versicherungsgeschäft mit der "Ge- 
sellschaft für Industrie und Wirtschaft” abge- 
guckt hat. 

g gvu hat wenig Geld für das, was sie tun und 
leisten könnte, sogar viel zu wenig Geld (alle 


Mitarbeiter arbeiten fulltime und unentgeldlich) , 
aber für sie ist das Problem nicht , wie sie an 
Geld kommt , sondern wie sie an solches Geld kommt , 
durch das sie nicht korrumpiert und kompromittiert 
v/ird . 

In den ersten neun Monaten ihres Bestehens wuchs 
die Mitgliederzahl von 64 Menschen bei der Grün- 
dung auf 388 am Ende der ersten Märzdekade 1970. 
Rund 15 % diese^ Mitglieder sind in der Bundes- 
republik, 3 Men.uchen leben in der DDR (davon 
einer in Haft) . _'ei eiriem Umsatz von knapp 8000DM 
in den ersten sec, s Monaten wurden rund 1200 
Briefe an Inhafti* rte geschrieben, 9° Besuche in 
Anstalten gemacht 30 Menschen eine erste Mög- 
lichkeit gegeben, sich nach der Straf entlassung 
polizeilich zu me ien und an Personal- und Ar- 
beitspapiere zu k< nmen, die z.T. schon lange vor 
der Inhaftierung ehlten. 30 Menschen in Haft be- 
kamen durch una’ 'iefpartner. Nicht alle Erfalirun- 
gen, die w* 5 :* mac jen, waren positiv, aber alle 
waren wert.'oll: 

Unsere Arbeit begreifen wir als gegenseitigen 
Lernprozeß, nicht als institutionalisierte Kon- 
trolle über zunächst hilflose Menschen. Einbe- 
sonderes Problem stelen die aus Heimen entwiche- 
nen Minder jahrigen (Trebelauf er) dar, die auch 
z.T. unmifctelbar aus dern Elternhaus zu uns karuen. 
Der spontane Versuch, dafür ein Wohnobjekb in der 
Kirchhof straße in Neukölln von den Minderj anrigen 
instand setzen zu lassen und sie alsbald zui 
Selbstbetätigung anzuregen, scheiterte an der Un- 
einsichtigkeit 'iund dem Pormalismus des Reterenten 
für Heimauf sicht beim Landes jugendamt . 

Von da an datiert eine von uns im V/esentlichen 
zu übersehende Dif f amierungskampagne , dxe sich 
selbst durch ihren denimzxatorxschen Charakter 
und die z.gr.T. erheblich vorbelasteten Informan 
ten selbst ’abqualif iziert . Schwerpunkfc dieser 

Marnpagne ist das Landes jugendamt iund die Abtei- 
Xum? Jugend und Sport beirn Bezirksamt Neukolln 
von S Berlin. Ähnlich wie bei Zellendurchsuchungen, 
Verlegungen und Verschubungen mhaftierter Kolle- 
gen erweisen sich indessen derartxge Restrxktxo- 
nen (Einschränkungen) als dxe beste, wel J- J 
und Kostensparende Werbung für unsei e Organxsa- 

tion: 

Ftv/a 50 Minderiährige wurden von der "Trebe ,die 

sie liefen^Suns legalisiert; nicht immer war 

es eine dauerhafte Freude, aber das ^ch 
HnnSt- frprrpben Wir haltendie Ansicht fui falsch, 
weil^resignativ, daß man mit dem System nicht 
verhandeln könnè >xnd dürfe: Es kommt daraufan 
wie man verhandelt. Unser Verhandlungsstxl kan 
durchaus konziliant (entgegenkommend) sem, abei 
wir lasèen Siriends ZweifeX darüber aufkommen, 

^oß kpine Dienstverhaltnisse init Justiz una 

Jugendämtern eingegangen und dementsprechend un- 
abhängig sind. 

Auch meinen wir, daß der konkrete Mensch, d^r 
sich uns anvertraut , auf langere Jrm J tic , ohe 
cher ist als abstrakte Theorien ohne praktiscne 
Erfahrungen weil die Perspektive ist, daß man am 

Konkreten , Praktischen darstellen knn =A h aft iichen 
Ef fektives zur Veränderung der gesellschdf ^chen 
Verhäitnisse zu leisten bereit und ± i 
ist . 

Dagegen verficht nicht die infantile Trotzreak- 
tion^mancher Planstellenbesitzer oder deren Tot- 
stellkomplex, wexl das eher erhex e P* er - 

miert. Und ebensowenxg verfxcht, daß exnxge mer. 
schen die wir bis vor kurzem fur Genossen hxel- 
ten' inhaftierte Menschen mit dem Hxnwexs aui ge- 
richtsbekannte Vorstrafen einiger Funktxor.are der 
GGVU gegen uns aufzubringen versuchten.ooj.che, 
nur notdürftig progressiv ubertunchte, opxeßxv- 
keit entlarvt sich selbst. Damxt konnen und dur- 
fen wir uns nicht aufhalten. 


ein trauriges kapitel 


Zup Situation der Heimerzieherausbildung in Berlin 

(Gekürzter und leicht veränderter Vortrag, Er 
wurde anläßlich der Tagung der "Internationalen 
Gesellschaft für Heinerziehung” , welche vom 
9. - 13- 2. 70 in Berlin stattfand, gehalten.) 

Nach einer otatistik aus dem Jahre 1968 arbeitete 
riand die Hälfte aller Erzieher in den behördli- 
chen Heimen und in den Einrichtungen der freien 
Träger mit geringen oder gar keinen pädagogischen 
Vorkenritnissen. 

Es zeicimete sich schon damals ab, daß der Be- 

an g ste j ;ei wür- 

de. Angesichts dieser Situation, die sich v;eiter 
verschärft hat, befindet sich die Berliner Heim- 
situation in einem erschreckenden Zustand. Es 
sieht zv/ar ,jeder ein, daß man viele gut ausgebil- 
dete Leute haben müßte. Da man aber keine hat, 
wird nahezu f jeder, der kommt , als Erzieher einge- 
stellt, mit der Verpflichtung an der berufsbe- 
gleitenden Ausbildung alsbald teilzunelimen. 

ilung wurde als Notlösung 
angesehen und bisher vori der Arbeiterwohlfahrt , 
i m scl 1 >n > tift m< : ; m i< >na t \e 

nen Haus Koserstraße durchgeführt . Bedauerlicher- 
weise entstand aber eine Dauereinrichtung, und 
dies um so mehr, als der 1968 gestartete Versuch, 
eine 2- jährige Vollzeitausbildung mit einera Jahr 
Beruf spraktikum bis zur staatlichen Anerkennung 
für Erzieher und Kindergärtnerinnen gemeinsam 
durchzuführen, nicht viel Anklang fand. Man hat 
sich schon damals in der oenatsverwaltung über 
die Grüride hierfür sehr genaue Gedanken gemacht : 

(i) 

”Das Attraktivitatsgef älle zwischen der Ausbildung 
zum Sozialarbeiter und der zura Erzieher ist zu 
groß und nicht gerecht fertigt angesichts der Tat- 
sache, daß die Voraussetzungen zur Zulassung und 
die die Absolventen erwartenden fachlichen Aufga- 
ben fast gleich oder was den pädagogischen Schwie- 
rigkeitsgrad der Aufgaben anbetrifft, weitgehend 
gleicher Natur sind.” 

Aufgrund dieser Einsichten nahm^sich damals vor, 
eine anziehendere Ausbildung zu schaffen. Leider 
blieb es bei deri guten Vorsatzeru Ura dem perso- 
nellen Notstand abzuhelfen, gibt es ab 1970 noch 
verkürzte Soriderlehrgänge irnd es werden Schulabgän- 
ger der 9* und 10. Klassen ( ! ! ) zur Vollzeitaus- 
bildung zugelassen. Praktisch haben wir im Au- 
genblick in Berlin nur Erzieher mit der berufs- 
begleitenden Ausbildung. 

Die Nachteile liegon auf der Hand. Kein Kfz.- 
Mechariikerwürde einen Lehrling selbständig eiri 
Auto reparieren lassen. Der frisch eingestellte 
Erzieher steht vor der Aufgabe 12 - 15i manchmal 
auch mehr Kinder iund Jugendliche, die zumeist 
schwer gestört sind, zu glücklichen, zufriedenen 
Menschen, die selbständig ihren Weg ira Leben 
finden können, zu bilden. Zwischen Hachtdienst 
und Spätdienst nimmt er totmüde am Unterricht 
teil, wenn er nicht noch auf der Warteliste der 
Ausbildungsstätten steht - kein Wunder, daß er 
das Gebotene nur schlecht verarbeiten kann. Dies 
nicht zuletzt auch deshalb, weil er im Heim nie- 
manden findet, der ihn durch Beratung wirklich 
unterstützen könrite. Von den Personen, die eine 
leitende Funktion innehaben, wird nämlich oft- 
raals statt fundierter psyhologischer und pädago- 
gisch.er Kenntriisse das "richtige" Parteibuch 
oder die richtige Konfession verlangt. 

Die Auswirkung dieser von allen Fachleuten als 
unzureichend erkannten Ausbildung auf die Kinder 
in den Heimen und Tagesstätten könnte ein Buch 
füllen. Ich raöchte an dieser Stelle nur auf ein 
ndea ■ ' Lin\ den konl rt en , 

haltlosen, unselbständigen, unzufriedenen Jugend- 
lichen. Hier hat raan durch den ständigen Wechsel 
der Beziehungsijersonen , welcher durch die ver- 


schiedenen Heimtypen institutionalisiert ist - 
Sauglmgsheim, Kleinkinderheira, Kinderheim, Lehr- 
Imgsheim — schwerste Störungen im emotionalen 
und geistigen Bereich bei den jungen Menschen 
erzeugt. Jugendliche, die 13 Heirae durchlaufen 
haben, sind leider keine Seltenheit. 

Daraus ist zu folgern, daß innerhalb der Sozial— 
padagogik noch nicht einmal die Binsenweisheit , 
daß ein Wechsel der Beziehungspersonen schädlich 
ist, berücksichtigt wird. Das Schlimme ist also, 
daL die Praktiker nicht wissen, wie sie es besser 
raachen sollen, weil sie es nirgends gelernt ha- 
ben. 

Leider gibt es auf dem Heimsektor auch wenig 
wissenschaftliche Arbeiten. Die Universität hat 
diese pädagogische Praxis als Forschungsf eld 
rioch nicht entdeckt. 

Jeder, der im Heim gearbej.tet hat , wird im Grun- 
de nicht einsehen, warum der Erzieher eine 
schlechtere Ausbildung als der Lehrer haben soll- 
seine Aufgabe, was die Handhabung der Ge- 
xuhlsbeziehungen zu den Kindern betrifft, doch 
die ungleich schwierigere . Es ist demnach nur lo- 
giscu zu fordern, daß die Ausbildung für Heimer- 
zieher Bestandteil der Ausbildung für Sozialbe- 
rufe im Rahmeri der entsprechenden Fachhochschule 
sein muß. Damit käme der Erzieher auch aus sei- 
ner Sackgasse heraus, die gegenwärtig so beschaf- 
fen ist, daß es für ihn kaura Fortbildungsmög- 
lichkeiten gibt, die ihm finanziell etwas efn- 
bringen, einen Aufstieg oder auch nur eine Ver- 
änderung ermöglichen. Wissensvermittlung allein 
genügt jedoch nicht. Im Grunde hätte gerade in 
diesem Beruf die Persönlichkeitsbildung im Vor- 
dergrund zu stehen. Der Erzieher geht so intim 
mit Menschen.um v;ie Psychagoge und Psychothera- 
peut.Eine tiefgehende Selbsterkenntnis und die 
Befreimg von Fehlhaltungen wäre nur dui'ch eine 
Lehranalyse zu erreichen, die jedem zugänglich 
sein müßte. 

Im Zuge der gegenwärtig so aktuellen Reformbe- 
strebungen (Einführung der Fachhochschule) be- 
stündedie Chance einer Änderung, wenn sich end- 
lich eine breitere Öf fentliclikeit für die Belange 
nicht nur der Heimkinder sondern auch der eige- 
nen Sprößlinge mehr interessieren würde als für 
Fußball und die neuesten Automodelle. 

In der neugeplanten Fachhochschuie sollte die 
urziehungsarbeit einen gleichwertigen Platz ne- 
ben arideren Bereichen der Sozialarbeit finden. 

Der Teufelskreis ”schlechte Bezahlung - schlech- 
te Jlusbildung - schlechte Bezahlung” ließe sich 
sofort durchbrechen , wenn sich eine Mehrheit der 
Bevölkerung für tarif rechtliche Änderungen ein- 
setzen würde , die es dem Sozialarbeiter ermög- 
lichen, ohne finanzielle und laufbahnrechtliche 
Nachteile im Heim oder in einer Kindertages- 
stätte als Grupperierzieher zu arbeiten. 

ßerliner Gesellschaft für Heimerziehung 
Barbara Seemüller 


( 1 ) Zitat aus: Antwort des Senators für Familie 
Jugend und Sport (Korber) auf eine Anfrage 
eines SPD-Abgeordneten am 15.11 »68 


Die Berliner Gesellschaft für Heimerziehung ist 
bereit, Wohngemeinschaften und Einzelpersonen 
zu beraten, die jugendliche Trebegängor bei sich 
aufgenomraen haben bzw. aufnehmen wollen. Die Be- 
ratung soll sich auf die Beseitigung von Schwie- 
rigkeiten konzentrieren, die dadurch entstehen, 
daß den Jugendlichen zwar geholfen werden soll, 
man aber mit ihnen nicht weiter weiß. 

Kontaktaufnahme über Barbara Wolf Tel . 698 71 01 
und Michael Rata.jewski 76 10 82 


modelle IMMHflH 

SAG 

Hamburg 

Model! einer sozialistischen 
Gruppe im Bereich der 

Sozialpädagogik 

Die Sozialistische Arbeitsgruppe 
Studierender (SAG) an der Fach- 
schule für Sozialpädagogik in Ham- 
burg besteht seit einem Jahr. Sie 
ist trotz wiederholter Anträge ari die 
Schulbehörde offiziell nicht an der 
Fachschule zugelassen worden und 
eir ; e Verv/altungsklage ist deswegen 
in Vorbereitung. 

Die Gruppe berichtet: Wir haben 
von Anfang an darauf geachtet, daß 
auch andere Gruppen als die der 
augenblicklich Studlerenden bei uns 
mitarbeiten, da wir uns nicht au 
Schulpolitik als Ziel unserer Arbeit 
fixieren wollen, sondern die solida- 
rische Aktion der im sozialpadagogi- 
schen Bereich Beschäftigten an- 
streben. Diese Gruppen, die gegen- 
wärtia 50% der SAG ausmachen, 

sind - Erziehungshelfer (Vorprakti- 
kanten zukünftige Schüler an der 
Fachsc'hule), ausgebildete Erzieher, 
Sozialarbeiter, Kinderpflegennnen 
und Studenten. Wir halten 14täglich 
regelmäßige Zusammenkünfte ab. 
L y r die theoretlsche Weiterbildung 
bildete die SAG spezielle Arbeits- 
aruppen (Psychologie, Pädagogik, 
Soziologie, Sozialismus), deren 
Teilnehmer vierteljährlich wechsein. 
Wir geben etwa monatlich eine 
kostenlose Informationsschrift her- 
aus die in erster Linie an der Fach- 
schule, aber auch an anderen Stellen 
fBerufsschulen, Heimen) verteilt 
wird. Die Kosten werden durch An- 
zeigen, Spenden und Mitglieder- 
beiträge gedeckt. (Nähere Informa- 
tion über Herma Sültz, 2 Hamburg 22, 
Kiebitzstraße 10b.) 

Der Schwerpunkt unserer Arbeit 
lieqt in der Schaffung eines sozlali- 
stischen Bewußtseins bei den Stu- 
dierenden der Fachschulen und der 
vorbereitenden Berufsschule durch 

Xmation und Aktion (z. B. Wah- 
e n an den Schulen). Wir arbeiten 
alobal oder punktuell mit Gruppen 
zusammen, deren Ziele sich mit 
unseren dauerhaft oder taktisch ver- 
einbaren lassen (z. B. Gewerk- 
schaft). Ein wichtiger Arbeitsinhalt 
der letzten Zeit war die Kritik an 
den iri den Heimen herrschenden 
Zuständen und damit verbunden die 
Unterstützung von Genossen, die 
dort aufgrund kritischer Äußerungen 
in Schwierigkeiten gerieten. 

Am 11. 12. 1969 fand in der Ham- 
burger Musikhalle eine Protestver- 
anstaltung der Erzieherinnen der 
„Vereinigung städtischer Kinder- 
heime“ während der Arbeitszeit 


(die Kinder wurden früher nach 
Hause geschickt) wegen der Miß- 
stände im Arbeitsbereich statt. Es 
schloß sich eine spontane Demon- 
stration von etwa 3000 Studenten 
und Erziehern an, die von Studenten 
der Universität, des Sozialpädago- 
gischen Instituts, der Fachschule 
und höheren Fachschule für Sozial- 
pädagogik und der SAG organisiert 
worden war. Sie endete mit einer 
gemeinsamen Diskussion alier De- 
monstrationsteilnehmer im Audimax 
der Universität. Michael C., ein 
Erziehungshelfer aus der SAG, be- 
richtete dort, daß in den ’ Heimen 
immer noch geprügelt werde, weil 
die schlechte Heimsituation die 
Erzieher oft dazu zwinge, und daß 
dies der Behörde auch bekannt sei. 
Genauere Angaben über seine 
Arbeitsstelle, das Kinderheim 
Ochsenzoll, machte C. nicht. 

Nachdem C. seinen vollen Dienst 
über Weihnachten abgeleistet hatte, 
wurde ihm vom Heimleiter die frist- 
lose Entlassung mitgeteilt, weil er 
publiziert habe, in Ochsenzoll werde 
geprügelt. Die Entlassung wurde 
durch einen Katalog haitloser Vor- 
würfe gegen C. (Zuspätkommen, 
„Unreife" etc.) näher begründet. Es 
wurde C. zunächst untersagt, Kon- 
takt mit seinem Ausbildungsleiter 
aufzunehmen. Außerdem wiegelte 
der Heimleiter die Mitarbeiter des 
Heims mit Hilfe von Falschinforma- 
tion und Manipulation gegen.C. auf, 
so daß sich kein Mitarbeiter mit ihm 
solidarisierte. 

Die SAG beschloß daraufhin, den 
Fall „Michael C.“ zu publizieren, 
um 

1. C.’s weitere Ausbildung zu er- 
zwingen, 

2. die Offentlichkeit auf die Miß- 
stände in den Heimen aufmerksam 
zu machen, 

3. die Behörde auf Angestellte auf- 
merksam zu machen, die diese Zu- 
stände durch Willkürmaßnahmen 
noch verschlimmern, 

4. der Behörde zu zeigen, daß ihrer 
Handlungsfreiheit Grenzen gesetzt 
sind und — last not least — 

5. eine breitere Basis für sozialisti- 
sche Alternativen im erzieherischen 
Bereich, die die SAG vertritt, zu 
gewinnen. 

Es wurde eine sechsseitige Sonder- 
information (MC 1) mit einer Auflage 
von 1000 an folgenden Stellen ver- 
teilt: Studierende der Fachschule 
und höheren Fachschule für Sozial- 
pädagogik, alle Erziehungshelfer, 
Sozialpädagogisches Institut, AStA 
der Universität. Zusätzlich wurden 
die Informationen mit der Post ver- 
schickt an: alle Erzieher in Ochsen- 
zoli, alle Vollheime, Kindertages- 
heime, Jugendwohnheime, Häuser 
der Jugend und die Presse. Es gin- 
gen der SAG auf MC 1 hin aus den 
meisten Hamburger Heimen positive 
Reaktionen zu. Solidaritätsschrei- 
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ben kamen von der Berufsschule 
für zukünftige Erzieher und vom 
Studentischen Jugendarbeitspro- 
gramm des Studentenwerkes. 

In einer Versammlung von über 
1000 Studenten und Erziehern im 
Audimax wurde folgende Resolution 
verabschiedet: 

„Die am 21. 1. 70 im Audimax Ver- 
sammelten beschließen, am Fall 
Michael C. exemplarisch zu zeigen, 
daß sie nicht bereit sind, hinzuneh- 
men, daß unbequeme Erzieher, die 
in der öffentlichkeit Mißstände an- 
prangern, einfach kaltgestellt wer- 
den können. Sie solidarisieren sich 
mit Michael C. und fordern um- 
gehend eine volle Rehabilitierung. 
Sollte sie ausbleiben, werden ge- 
eignete Maßnahmen eingeleitet.“ 

Ein gewisser Erfolg zeigte sich 
schon darin, daß die Jugendbehörde 
es nicht wagte, Michael C. zu ent- 
lassen. 

Zwei Mitglieder des Mitverwaltungs- 
ausschusses der Fachschule für 
Sozialpädagogik (MIVA), der von 
der SAG mehrfach scharf kritisiert 
wurde, verfaßten, von einem Sym- 
pathisanten des Heimleiters ange- 
regt, auf eigene Faust eine Gegen- 
darstellung zu MC I. Als eine sicht- 
bare Reaktion der Jugendbehörde 
auf MC I ausblieb, verfaßten wir 
eine zweite Informationsschrift, die 
wir in gleicher Weise wie MC I ver- 
teilten. Es ging uns darum, 

1. über die Reaktion der Offentlich- 
keit auf MC I zu informieren, 

2. weitere Kritik gegen den Heim- 
leiter vorzubringen, 

3. die Gegendarstellung der MIVA- 
Mitglieder richtigzustellen und sie 
deswegen abwählen zu lassen und 

4. im Unterschied zu MC I nun den 
Hauptakzent auf die allgemein un- 
tragbaren Zustände an den deut- 
schen Heimen als Konsequenz der 
falschen Sozialpolitik zu legen. 

Es wurde ein Bild der baulichen, 
personellen und finanziellen Situa- 
tion der Heime in der Bundes- 
republik entworfen. Es wurde darauf 
hingewiesen, 

# daß 70% der männlichen und 
80% der weiblichen Heimzöglinge 
nach ihrer Entlassung scheitern, 

# daß sich die „Heiminsassen“ 
zum überwiegenden Tell aus der 
Unterschicht rekrutieren, 

# daß in Obdachlosensiedlungen 
60% der Kinder Sonderschulen be- 
suchen, 

# daß für Spielzeug, Taschengeld 
und Freizeitgestaltung jedem Heim- 
kind 1969 nur 100 DM zur Ver- 
fügung standen, 

# daß für 1970 für jedes Heimkind 
nur 150 DM für Bekleidung vor- 
gesehen sind, 

# daß 98% aller Heimkinder psy- 
chisch gestört sind. 

Stellvertretend mag hier nur ein 
Satz aus dem letzten „Bericht über 
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die Lage der Jugend“ des Bundes- 
ministeriums für Famllie und Jugend 
von 1965 stehen. Dort heißt es, es 
müsse bedacht werden, .daß eine 
zu großzügige Ausstattung der Er- 
ziehungsheime dem jungen Men- 
schen das Elternhaus und dle hel- 
matliche Umgebung entfremden 
kann“. 

An der Schule stellten wlr In einer 
Vollver8ammlung gegen dle beiden 
MIVA-Mitglieder einen Mlßtrauens- 
antrag. Das Parlament verurtellte 
deren eigenmächtiges Vorgehen und 
beschloß zur Klärung, eine Vollver- 
sammlung mlt zwel Erziehern aus 
Ochsenzoll abzuhalten. Auf dieser 
Versammlung gelang es einem Er- 
zieher aus O., den Rest der noch 
schwankenden Studierenden auf 
unsere Seite zu bringen, Indem er 
seine Vorurteile gegenüber schwach- 
3innlgen Kindem und gegenüber 


einer Erziehung ohne Schläge nicht 
konsequent verbergen konnte. Der 
MIVA wurde beauftragt, eine neue, 
von allen autorisierte Stellung- 
nahme zu veröffentlichen. Inzwischen 
stellte sich auch eine „offizlelle“ 
Reaktion der Jugendbehörde eln. Im 
„Mitteiiungsblatt der Jugendbehör- 
de“, Jahrgang 24, Nr. 2, 1970 er-‘ 
schien ein Artikel mit der über- 
schrift: „Den Finger auf die Wunde 
legen.“ Nach einer weitschweifigen, 
liberalen Wertschätzung von Kritik 
in den Heimen durch Mitarbelter, 
schließt der Artikel, der weder 
Namen noch örtlichkelten enthält: 
„Es gibt aber auch Verhaltens- 
weisen, die sich den Anscheln von 
Kritik, polemisch vorgebracht, geben. 
über die Grenzon von Polemik kann 
man immer streiten. Nicht mehr 
streiten kann man aber dann, wenn 
Polemik mit Verleumdung verwech- 


selt wird, oder wenn Tatsachen so 
zurechtgebogen werden, daß sie für 
einen Uneingeweihten als Grund 
für berechtigte Kritik erscheinen.“ 

Hiermit versuchte die Jugend- 
behörde, mit allgemelnen Phrasen 
ihre Passivität zu rechtfertigen, 
wagte es aber bezeichnenderwelse 
nicht, ihre Stellungnahme zu präzi- 
sieren. 

Wir haben weitere Informationen 
über das Heim, bei deren Publikation 
die Jugendbehörde sich endgültlg 
als autoritäre Instanz demaskieren 
würde, wenn sle kelne Schrltte 
gegen die Helmleltung unternähme. 
Wir haben ihr bls jetzt die Chance 
gegeben, sich aus der Affäre zu 
ziehen, ohne viel Federn zu ver- 
lieren. Bei unserem nächsten Schritt 
wird das nicht mehr so einfach sein. 

Axel Hirsch 


fachtagung 

Im "Neuen Hundbrief" wurde für 3.-5.März eine 
Fachtagung für Sozialarbeiter angekündigt. 
Bestechend das Programm: Das Thema sollte sein: 
"Sozialarbeit vor neuen Aufgaben mit Referaten 
Arbeitsgruppen ,Berichten ,Eröff ’ ung und Schluß- 
v;ort" als "Bestandsaufnahme und f uturologische 
Ausschau" . 

Angemessen der Ort für dieses umwälzende Forum: 
die Kongresshalle . 

Daß "die Komplexität des Themas Forum neuer 
Ideen"sein kann,ist einsichtig; daß es "Engage- 
ment verlangt ",könnte die "Bestandsaufnahme' p „ 

die "Kritik arn Erreichten" und die "nüchternon 
Vorstellungen" möglicherweise erschweron. Sch 
der Erarbeitung der erwähnten Punkte werden 
"enthusiastische Forderungen , vieles zu verän- 
dern" erwartet.Das letzte Stichwort für den 
Ablauf ist ein "Tanzabend" . 

Der Mut ist gewaltig ,dieses Programm aufzu- 
_stellen - zeugt von echten Engagement. 

Schade ist einzig,daß die. Tagung nicht statt 
fand.Aus unerf indlichen Gründen.Unter der Num- 
mer des Veranstalters ,der Senatsverv/altung für 
Familie , Jugend und Sport war erst nach mehr- 
rnaligem Anrufen ein Herr zu finden, der über 
die Veranstaltung Bescheid zu wissen schien. 

Er sah sich jedoch nach einfacher Frage(V/arum 
hat die Tagung nicht statt gefunden?) “ "aus 
zeitlichen Gründen nicht in der Lage,über die 
Gründe des Nichtstattfindens zu diskutieren. " 

V/ir sind sehr gespannt,ob die Tagung im Herbst 
stattfindet und bitten um schriftliche Mit- 
teilung über den neuen Termin. 


dringende bitte 

V/ir sind dabei, ein neues AKS-Zeni?rum einzu- 
richten, weil wir das alte räuiTien mußten. V/ir 
wollen uns die nötigen tec)mischen Geräbe wie 
Schreibmaschine , Abzugsgerät, u.s.w. zulegen; 
Telefon- und Portokosten steigen. Kurz - wir 
brauchen Geld. 

Ende Mai/Anfang Juni findot eino Volkszählung 
statt, zu der alle Angehörigen de3 öffentlichen 
Dienstes eingesetzt werden, die Vorgesetzten al- 
lerdings als sogenannte Oberzähler. Erstmals 
gibt es Geld für diese Arbeit. 30 Pfg. sollen 
die Kollegen für jeden au3gefüllten Persononbo- 
gen erhalten. Jeder Zähler wird also 25 - 3C DM 
bekommen. 

V/ir schlagen vor, diesen Betrag der Arbeit des 
AKS und der SPK zur Verfügung zu 3tollen. Bitte 
teilt uns auf einer Postkarte mit , mit welchem 
Betrag wir zu rechnen haben, damit wir schon 
.jetzt ’Kalkulieren können. 

V/enn 50 Kollegen uns schreiben, können wir 1000 
DM für das AKS-Zentrum verwenden. 

Senats'; , j. 1 der v/ürden dadurch einmal sinnvoll ver- 
wendet ..•vden! 


Spendenkonto 
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’..ir bitten, S p e n d e n >jnd U n k o s t e 
beiträge @ inz uz aiil en auf das Postschgoj£ 
konuo .Beriin-V/est 10 10 6U (Manfred Rabatsch 
Sonderkonto -IJ 


Verantwort .1 lch fiir den Inhalt: 
Redaktionskollektiv, Inge- 

borg Laaser. Anschrift: Sozialpädagogische Kor- 

To 31°) d 31 Z v/32 0 Berlln 1? ’ Kantstr ‘ 71 ’ TSl ' : 


Termine 

Berliner Gesellschaft für Heimerziehung trifft 
sich regelmaßig jeden 2. Mittwoch im Monat 
Un Ln n TtS ed f!!! letzten Tag des Monats 

üIB — Lz — 22 der Fortbildungsstätte 

Haus Koserstraße 
1-33, Koserstraße 8-12 
Tel. : 76 55 04 


Die Arbeitsgruppe "Gesundheitswesen" tagt jede 
Montag um 19 Ulir 30. Die Tagungsorte wechseln. 
Kontaktadresse : Uv/e Aldag, 1 Barlir' 12, Schlüt 
straße 48, b.Luy. Tel:883 21 48 
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